


N i e d e r s c h r i f t 

über die Sitzung der Ratsversammlung am 15./16. Februar 1990 

Rathaus, Ratssaal 






Öffentliche Sitzung  

Beginn: 15.02.1990: 15.05 Uhr


               Ende: 16.02.1990: 17.29 Uhr

Sitzungsunterbrechung:

15.02.1990: 15.55 Uhr bis 16.06 Uhr







    18.56 Uhr bis 19.30 Uhr







    21.44 Uhr bis 16.02.1990: 14.09 Uhr

Vorsitzende/r :

Stadtpräsidentin Reyer 



1. Stellv. Stadtpräsident Dr. Reimers

Ratsmitglieder :

Ahsbahs, Behr, Biallowons, Breitkopf, Diekelmann, 



Diesel, Franz, Gaertner, Gebhardt, Gerlach,  

Dr. Graner, Frau Hüter, Jaehnike, Johanning, Kaiser, Kempe, Frau Krabbenhöft, Krumrey, Frau Lange, Frau Lentz, Löwner, 



Moriz, Oschmann, Frau Pfitzner, Raupach, 

Dr. Reimers, Frau Reyer, Röpstorff, Rösser, Rogacki, Rüdel, Schmidt-Brodersen, 

Frau Schuckenböhmer, Schultz, Frau Siebke, Frau Sievers, Silz, Professor Spickhoff, Stein, Stier, Tovar, Tschorn, Ubben, Vimmer, Voigt, Weidling, Wettengel, Witt, Wunder 

Anwesende hauptamtliche  

Magistratsmitglieder:

Stadtbaurat Dr. Flagge, Bürgermeister Hochheim,



Stadtrat Dr. Kirschnick,

Oberbürgermeister Luckhardt, Stadtrat Schroedter, Stadtschulrat Zimmer

Es fehlen entschuldigt:   
Gaertner, Dr. Graner, Kaiser, Frau Lange,



Prof. Spickhoff

Außerdem sind anwesend:   
Mitglieder der Ortsbeiräte, Amtsleiter/innen und weitere Mitarbeiter/innen der Landeshauptstadt Kiel 

1.  Schriftführer:

Ratsherr Röpstorff



Ratsherr Wettengel



Ratsfrau Pfitzner

2.  Schriftführer:

Ratsherr Behr



Ratsherr Stier



Ratsherr Jaehnike

Die Niederschrift 

wurde gefertigt von:

Frau Völkel 


Verleihung des Preises zur Förderung der Wissenschaft


Vor Eintritt in die Tagesordnung findet in Anwesenheit des Vorsitzenden des

Kultursenates und Rektors der Christian-Albrechts-Universität zu Kiel, Herrn Professor Dr. Müller-Wille, die Verleihung des Preises zur Förderung der Wissenschaft 1988 an Dr. Harm-Peer Zimmermann durch Stadtpräsidentin Reyer statt.


Nach der Begrüßung durch Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) hält Profes-


sor Dr.   S a l e w s k i   vom HIstorischen Seminar der Chistian-Al-


brechts-Universität zu Kiel die Laudatio.


Anschließend überreicht Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) die Urkunde.


Der Preis ist mit 5.000,-- DM dotiert.


Dr. Harm-Peer   Z i m m e r m a n n   (CDU) spricht sodann Dankesworte.

1. Eröffnung der Sitzung und Feststellung der Beschlußfähigkeit


1. Stellv. Stadtpräsident Dr.   R e i m e r s   (CDU) eröffnet die Sitzung


und begrüßt die Teilnehmerinnen und Teilnehmer.


Für die Sitzung haben sich 5 Ratsmitglieder entschuldigt, so daß zu Beginn


der Sitzung 44 Ratsmitglieder anwesend sein müßten.


Er stellt damit die Beschlußfähigkeit fest.

2. Bürgeranfragen

a)  Ausbau der Hopfenstraße zwischen Harmsstraße             - Drs. 105 -



und Königsweg



Hierzu liegt folgende Bürgeranfrage von Herrn Ulf Köpke vor:

"1. Beabsichtigt der Magistrat zum Nachtragshaushalt 1990 finanzielle Mittel für den Hopfenstraßendurchbruch, speziell den Bau der Straße zu beantragen?



 2. Wann werden die für den Abriß vorgesehenen Gebäude abgebrochen?

 3. Gibt es Überlegungen, den Bewohnerinnen und Nutzerinnen der einzel​nen Gebäude Alternativen zur Verfügung zu stellen?"

Diese Bürgeranfrage wurde mit der Zusammenstellung auf den Tisch



gelegt.



Stadtbaurat Dr.   F l a g g e  (SPD) antwortet im Namen des Magistrats.

Herr   K ö p k e   fragt zusätzlich, ob es Pläne gibt, das Haus Harms​straße 17, vor 1992 zu räumen und abzureißen.

Stadtbaurat Dr.   F l a g g e   (SPD) antwortet, daß es z. Z. solche Pläne nicht gibt.



Kenntnis genommen

Die Antwort ist der dieser Niederschrift vorgehefteten Kurznieder​schrift als Anlage beigefügt.

3. Genehmigung der Tagesordnung

Die Genehmigung zur heutigen Sitzung ist rechtzeitig zugestellt worden. Es haben sich wieder einige Änderungen ergeben.


Mit der Zusammenstellung wurden auf den Tisch gelegt:


Für die öffentliche Sitzung


Zu Punkt 2.  - Bürgeranfragen


Neu

a) Ausbau der Hopfenstraße zwischen           - Drs. 105 -





Harmsstraße und Königsweg





Fragesteller: Ulf Köpke

Zu Punkt 6.  - Mitteilungen des Magistrats und des Oberbürgermeisters




c) Wohnungsbauprogramm 1990 (Mietwohnungen)


Zu Punkt 8.  - Kleine Anfragen

g) Städtepartnerinnenschaft mit Gdynia        - Drs. 89 ​Ratsfraktion DIE GRÜNEN

Das nachzureichende Material

h) Auswirkung des "social sponsoring" auf     - Drs. 90 

​die Vergabe von Kindertagesstättenplätzen





Ratsfraktion DIE GRÜNEN

Das nachzureichende Material


Zu Punkt 10. - Anträge der Fraktionen




d) Aufforderung an die Bauverwaltung zur Er-

teilung einer Baugenehmigung nach § 34 BauGB an die Firma Hellmuth Walter GmbH

Hierzu ist den Mitgliedern der Ratsversamm​lung und des Magistrats ein Schreiben des Rechtsamtes auf den Tisch gelegt worden.




e) Abfallwirtschaftskonzept Kiel


Neu


Hierzu liegt ein Ergänzungsantrag          - Drs. 110 -

der Ratsfraktion DIE GRÜNEN vor.

f) Vorbereitende Untersuchungen gem#ß         - Drs. 73 ​


§ 141 BauGB im Stadtteil Ellerbek





SPD-Ratsfraktion

Ein Antrag, der gegen den übersandten




auszutauschen ist.



j) Hilfsmaßnahmen für Stralsund

Neu


Hierzu liegt ein Ergänzungsantrag
- Drs. 104 -




der SPD-Ratsfraktion vor.

Neu

k) Nachwahl Mitgliederversammlung
- Drs. 106 -




Deutscher Städtetag




SPD-Ratsfraktion




Das Material ist außerhalb der Zusammen-

stellung auf den Tisch gelegt worden.

Neu

l) Delegation nach Stralsund/
- Drs. 108 -




Kostenübernahme




CDU-Ratsfraktion

Neu

m) Situation an der Grundschule Russee
- Drs. 110 -




CDU-Ratsfraktion

Der Punkt 15. wird in Nichtöffentlicher Sitzung und dort als Punkt 8. be​handelt.

Neu        29. Einrichtung eines Sozialzentrums
- Drs. 96 -



Kiel-Nord

Neu        30. Einrichtung eines Sozialzentrums in
- Drs. 97 -



Elmschenhagen

Neu        31. Außerplanmäßige Ausgaben bei der Haus-
-Drs. 101 -

haltsstelle 6156.000.9321 - Sanierungs-

gebiet Hörnbereich; Vorbereitungsmaßnahmen -

hier: Genehmigung einer Eilentscheidung





des Magistrats

Neu        32. Unterbringung von Aus- und Übersiedlern
- Drs. 103 -



in städtischen Übergangswohnheimen



- Nutzung von Kasernen im Marinestütz-

punkt Kiel-Wik (Schweriner Straße 17 a) und im Marinefliederhorst Kiel-Holtenau (Strandstraße 5)

Diese Vorlage soll in einer für heute ein​zuberufenden Magistratssitzung beraten und dann in dieser Sitzung der Ratsversammlung behandelt werden.

Punkt Verschiedenes wird somit Punkt 33.

Für die Nichtöffentliche Sitzung

Neu         7. Kündigung der Verträge mit den Kieler Müllabfuhrbetrieben



- Mitteilung -

            8. Neubau von Wohnhäusern und Schrott-
- Drs. 79 -



plätzen für Sinti-Familien im Gebiet



Dietrichstraße



Das nachzureichende Material

Punkt Verschiedenes wird Punkt 9.

Schließung der Sitzung wird Punkt 10.

Außer den schon erwähnten Änderungen haben sich folgende weitere Änderungen durch die gestrige Magistratssitzung ergeben:

Folgende Kleine Anfrage kann noch nicht beantwortet werden:

g) Städtepartnerinnenschaft mit Gdynia                       - Drs. 89 


​Ratsfraktion DIE GRÜNEN


Sie soll in der März-Sitzung der Ratsversammlung beantwortet werden.

Der Punkt 21. - Bebauungsplan Nr. 814 für das Baugebiet      - Drs. 61 ​



Kiel-Gaarden ...

soll in einer für heute einzuberufenden Magistratssitzung beraten und dann in dieser

Sitzung der Ratsversammlung behandelt werden.

1. Stellv. Stadtpräsiddent Dr.   R e i m e r s   (CDU) teilt mit, daß es sich bei allen nachgereichten Anträgen und Vorlagen, mit Ausnahme der nachgereichten Änderungs- und Alternativanträge um dringende Angelegenhei​ten handelt, zu deren Anerkennung eine 2/3-Mehrheit erforderlich ist.

Bei den Anträgen und Vorlagen, die bereits auf der Tagesordnung standen, ist eine 2/3-Mehrheit der Anwesenden erforderlich, bei allen übrigen eine 2/3-Mehrheit der gesetzlichen Zahl (33).

1. Stellv. Stadtpräsident Dr. Reimers weist darauf hin, daß er die Punkte 10. j) und 10. l), die sich mit dem Thema "Hilfsmaßnahmen für Stralsund" beschäftigen, sowie die Punkte 18. und 22., die sich mit den Planungen für den Schloßgarten beschäftigen, gemeinsam aufrufen wird. Die Punkte 17. und 20. und 18. und 22. sind bereits einmal in der Sitzung der Ratsversammlung vertagt worden.

Er fragt, ob weitere Änderungs- und Ergänzungsanträge vorliegen.

Stadtrat   D i e k e l m a n n   (CDU) beantragt, die Verwaltungsvorlagen - Punkte 11. bis 32. - vorzuziehen und vor den Fraktionsanträge zu behan​deln.

Beschluß:   A b g e l e h n t   - mit Mehrheit -

Stadtrat   D i e k e l m a n n   (CDU) beantragt außerdem, den Antrag 10. m) - Situation an der Grundschule Russee - Drs. 110 - und den Punkt 10. a) - Wahl eines hauptamtlichen Magistratsmitgliedes - Drs. 94 - vorzuziehen.

Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

1. Stellv. Stadtpräsident Dr.   R e i m e r s   (CDU) schlägt in Überein​stimmung mit den Fraktionsvorsitzenden vor, den Punkt "Situation an der Grundschule Russee" als Punkt 7. a) und den Punkt "Wahl eines hauptamtli​chen Magistratsmitgliedes als Punkt 7. b) in die Tagesordnung einzureihen.

Der Ortsbeiratsantrag "Lotsenpflicht auf dem Nord-Ostsee-Kanal" - Drs. 84 ​soll als Punkt
7. c) behandelt werden.

Dagegen erhebt sich kein Widerspruch.

Stadträtin   S i e b k e   (SPD) beantragt, die unter Punkt 7. - Nichtöf​fentliche Sitzung - eingereihte Mitteilung "Kündigung der Verträge mit den Kieler Müllabfuhrbetrieben" im öffentlichen Teil der Ratssitzung zu behan​deln.

Es besteht Einvernehmen, daß dieser Punkt gemeinsam mit dem Punkt 10. b)

- Kündigung des Vertrages mit den an der Hausmüllabfuhr beteiligten Privat-


unternehmen - Drs. 53 - beraten werden soll.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

Weitere Änderungen zur Tagesordnung liegen nicht vor und werden nicht bean-


tragt.


Damit ist die Tagesordnung in der geänderten Form genehmigt.

4. Genehmigung der Niederschrift über die Sitzung der Ratsversammlung


am 16./17. November 1989

1. Stellv. Stadtpräsident Dr.   R e i m e r s   (CDU) teilt mit, daß die Niederschrift über die Sitzung der Ratsversammlung am 16./17. November 1989 im Büro der Stadtpräsidentin zur Einsicht ausgelegen hat und keine Einwen​dungen erhoben worden sind.


Damit ist die Niederschrift genehmigt.

5. Mitteilungen der Stadtpräsidentin


Es liegen keine Mitteilungen vor.

6. Mitteilungen des Magistrats und des Oberbürgermeisters


a)  Olympische Segelwettbewerbe in Kiel



-----------------------------------

Ratsherr   T s c h o r n   (CDU) ist der Ansicht, daß eine Geschäftli​che Mitteilung überflüssig gewesen wäre, wenn sich der Oberbürgermei​ster nicht in der Öffentlichkeit geäußert hätte.

Der Oberbürgermeister muß seine Äußerungen in der Öffentlichkeit zu​rücknehmen.



Kenntnis genommen

Ein Abdruck dieser allen Mitgliedern der Ratsversammlung vorliegenden Mitteilung des Oberbürgermeister ist in der dieser Niederschrift vorge​hefteten Kurzniederschrift enthalten.

b)  Neuauflage des amtlichen Stadtplanes der Landeshauptstadt Kiel 


--------------------------------------------------------------



Kenntnis genommen

Ein Abdruck dieser allen Mitgliedern der Ratsversammlung vorliegenden Mitteilung des Stadtvermessungsamtes ist in der dieser Niederschrift vorgehefteten Kurzniederschrift enthalten.

c)  Wohnungsbauprogramm 1990 (Mietwohnungen) 


----------------------------------------

Bürgermeister   H o c h h e i m   CDU) erläutert die Geschäftliche Mit​teilung.

Ratsherr   W u n d e r   (CDU) erkundigt sich, was aus der Kieler Ini​tiative gegen Wohnungsnot geworden ist, ob die bereitgestellten Mittel schon abgeflossen sind und was aus den Alternativen geworden ist.

Nach seinen Informationen ist in dieser Hinsicht noch nichts geschehen!

Stadträtin   S i e b k e   (SPD) erklärt, daß Ratsherr Wunder ihr aus der Seele spricht.

Das von der SPD initiierte Programm ist ein abgeschlossenes Konzept. Ziel war u. a. eine konzertierte Aktion, an dessen Spitze sich der Oberbürgermeister auf ihre Bitte hin gesetzt hat.

Aber durch die vom Land beschlossenen Förderungsrichtlinien gab es Schwierigkeiten. Sie begrüßt, daß jetzt 405 Wohnungen für Kiel vorgese​hen sind. Aber am Standard der Wohnungen sollte nicht gespart werden.



Zur Zeit werden in Kiel bebaubare Flächen geprüft.

Stadtrat   R a u p a c h   (SPD) weist auf die extrem schwierige Wohn​situation der Behinderten hin und fordert, daß ein Teil der neu zu bauenden Wohnungen behindertengerecht errichtet wird.

Ratsherr   A h s b a h s   (DIE GRÜNEN) hält die Finanzierung für zu knapp. Vielleicht sollte man deshalb die Anzahl der Wohnungen reduzie​ren, dabei aber die Reserve der ausbaubaren Dachgeschoßflächen aus​schöpfen.

Stadtrat   D i e k e l m a n n   (CDU) erklärt, daß die CDU das vom Bürgermeister überraschend vorgestellte Wohnungsprogramm modifizierte. Die einzige Schwäche des CDU-Programms war, daß es vom Landes- und Bun​desprogramm überholt wurde und daher dabei einige Abstriche gemacht wurden.

Aber das SPD-Programm mit der konzertierten Aktion, an dessen Spitze Björn Engholm stehen sollte, hat der Stadt keine Wohnung gebracht.

Bürgermeister   H o c h h e i m   (CDU) ist wie Stadträtin Siebke der Ansicht, daß eine zügige Realisierung der 405 Wohnungen aufgrund der Förderungsrichtlinien des Landes nicht möglich ist.

Die Wohnungsbaugesellschaften wollen und können zwar bauen, aber nicht in dem vom Land vorgegebenen Rahmen.

Die Wohnungsbaukreditanstalt hat zugesagt, auch Anträge, die den Rahmen überschreiten, zu prüfen.



Diese Mitteilung wurde mit der Zusammenstellung auf den Tisch gelegt.



Kenntnis genommen

Ein Abdruck dieser allen Mitgliedern der Ratsversammlung vorliegenden Mitteilung des Bürgermeisters ist in der dieser Niederschrift vorgehefteten Kurzniederschrift enthalten.

7. Bei der Genehmigung der Tagesordnung ist beschlossen worden, die Punkte 10. m) - Situation an der Grundschule Russee - und 10. a) - Wahl eines haupt​amtlichen Magistratsmitgliedes - vorzuziehen und sie als Punkte 7. a) und 7. b ) zu behandeln.


Beschluß über diese Punkte: Siehe bei Punkt 10. a) und Punkt 10. m)


Der nachfolgende Punkt "Lotsenpflicht auf dem Nord-Ostsee-Kanal" wird Punkt


7. c).

Wegen der besseren Lesbarkeit des Protokolls verbleiben die Tagesordnungs-


punkte in ihrer ursprünglichen Reihenfolge.

c)  Lotsenpflicht auf dem Nord-Ostsee-Kanal                  - Drs. 84 -



---------------------------------------

Hierzu liegt folgender Antrag des Ortsbeirates Steenbek/Projensdorf vor:

"Der Ortsbeirat Steenbek-Projensdorf bittet die Ratsversammlung der Landeshauptstadt Kiel energisch und nachhaltig bei der Landesregierung vorstellig zu werden, die Entscheidung des Bundesverkehrsministeriums, die Anzahl der Schiffe, die von der Lotsenannahmepflicht auf dem Nord​Ostsee-Kanal befreit sind, wesentlich zu erweitern, zu überprüfen.

Dem Ortsbeirat ist diese Entscheidung von Bundesbehörden angesichts der Zunahme von Unfällen von Schiffen mit gefährlichen Gütern und dadurch zu befürchtenden Gefahren für die Anwohner an dieser stark befahrenen Schiffahrtsstraße unverständlich."



Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

8. Kleine Anfragen

a)  Bodensanierungskosten Ostuferhafen                       - Drs. 675 -



----------------------------------

Hierzu liegt folgende Kleine Anfrage der SPD-Ratsfraktion vor:

"1. Wie hoch sind die Gesamtkosten für die Bodensanierung auf dem ehe​maligen HDW-Werftgelände Dietrichsdorf (Ostuferhafen) und welche Beträge sind davon bisher für welche Maßnahme verausgabt worden?

 2. Was hat der Magistrat veranlaßt, das ursprüngliche Haftungsrisiko der HDW von maximal 4,7 Mio. DM (Vertrag vom 17. Dezember 1984, be​schlossen durch die Ratsversammlung) durch seine nachträgliche Ver​einbarung mit den HDW (Vereinbarung vom 27. März 1987) auf 2 Mio. DM pauschal zu senken?

 3. Welcher materielle Schaden ist der Stadt durch Änderung des og. Vertrages vom 17. Dezember 1984 entstanden? Sind ggf. Dritte (wie Geologisches Landesamt, HDW) noch schadenersatzpflichtig zu ma​chen?"

Stadtbaurat Dr.   F l a g g e   (SPD) beantwortet die Anfrage im Namen des Magistrats.

Ratsherr   R ü d e l   (SPD) ist erstaunt, daß der Stadtbaurat und nicht der Bürgermeister antwortet. Er möchte den Bürgermeister noch zu dieser Anfrage hören.

Er ist nicht einverstanden mit der Finanzierung, da diese für die Stadt Kosten über 4 Mio. DM bedeutet, während das Land sich nur zu einem Viertel beteiligt.

1986 sei man davon ausgegangen, daß 2 Mio. DM als Pauschalkosten aus​reichen. Aber die letztendliche Entsorgung war nicht dabei berücksich​tigt.

Er fragt, warum die Stadt die Kosten für das Gutachten vom Geologischen Institut nicht zurückgefordert hat, obwohl dies offensichtlich falsch war, da die Menge des kontaminierten Bodens sechsmal mehr war als ange​nommen.

Er kritisiert, daß ein von der Ratsversammlung beschlossener Vertrag durch den Magistrat substantiell geändert wird.

Für ihn war es der Bürgermeister, der den Vertrag mit HDW geschlossen hat, der sich nicht zum ersten Mal dilettantisch verhalten hat.

Ratsherr   V o i g t   (DIE GRÜNEN) erklärt zu dem Gutachten, daß das Geologische Institut entweder unfähig oder von einer Seite gesteuert sei.

Der Verursacher ist offensichtlich HDW. Mit dem kontaminierten Boden dürfe HDW nicht noch Geld verdienen, schon gar nicht aus öffentlichen Mitteln.


Er fragt, ob vom Zwischenaushub Teile nach Rastorfer Passau gefahren


wurden, und ob die Kosten noch zutreffend sind.


Stadtbaurat Dr.   F l a g g e   (SPD) antwortet, daß Lehm, der schad-


stofffrei ist, auf eine Deponie gefahren werde.


Das Bodenwaschverfahren wird wahrscheinlich im April 1990 beginnen.

Bürgermeister   H o c h h e i m  (CDU) erklärt, daß der Stadtbaurat in Vertretung zuständig ist, da damals diese Angelegenheit vom Umwelt​schutzdezernat initiiert wurde.

Die Forderungen der Stadt zum falschen Gutachten müssen überprüft wer​den.

Die Ratsversammlung wurde während der Haushaltsberatungen für 1990 in​formiert und ein entsprechender Betrag in den Haushalt eingestellt.


Kenntnis genommen

Die Antwort ist in der dieser Niederschrift vorgehefteten Kurznieder-


schrift als Anlage enthalten.

b)  Stadtentwicklungsprogramm                                - Drs. 85 ​


-------------------------

Hierzu liegt folgende Kleine Anfrage der CDU-Ratsfraktion vor:

"1. Ist die Stadt Kiel verpflichtet, gemäß Erlaß der Landesplanungsbe​hörde vom 19.11.1982 einen Kreisentwicklungsplan (Stadtentwick​lungsprogramm) dem Land einzureichen?

 2. Ist es richtig, daß der Oberbürgermeister im August 1988 das Ver​fahren für die Beratung des Stadtentwicklungsprogramms 1995 festge​legt hat, nachdem Anfang Januar 1989 die Beratung im Magistrat er​folgen sollte?

3. Warum ist der Ratsversammlung das Stadtentwicklungsprogramm 1995

nicht zur Beratung und Beschlußfassung vorgelegt worden?


 4. Wer ist für die Versäumnisse verantwortlich?"

Oberbürgermeister   L u c k h a r d t   (SPD) beantwortet die Anfrage


im Namen des Magistrats.

Er fügt hinzu, daß eine Beratung des überarbeiteten Entwurfs frühestens bis Mai 1990 möglich ist; da aber die Ortsbeiräte beteiligt werden müs​sen, kann eine Beratung im Magistrat erst im November 1990 stattfinden.

Er verweist auf die personellen Schwierigkeiten und auf seine daraus folgenden Stellenplananträge und Anträge, einen EDV-Anschluß zu erhal​ten, der erst Mitte 1989 realisiert wurde.


Die Ergebnisse der Volkszählung sind nirgendwo in Schleswig-Holstein


vorhanden.

Stadrat   D i e k e l m a n n   (CDU) ist der Ansicht, daß soweit ein Dezernent nicht motiviert und engagiert ist, man dies auch nicht von seinen Mitarbeitern verlangen kann.

Der Oberbürgermeister hat sich entschlossen, das Verfahren der Entwick​lungsplanung zu unterbrechen, ohne darüber eine Geschäftliche Mittei​lung zu machen.


Sprecher selbst hat im Magistrat immer wieder nachgefragt.


Die Aufgabe der Abteilung Stadtentwicklung ist für eine zukunftsorien-

tierte Planung wichtig. Aber der Dezernent nimmt anderes wichtiger.

Wenn das Verfahren in dieser Form weiterbetrieben wird, wird es auch in 20 Jahren kein Programm geben, da sich die Daten ständig ändern.

Teile des Programms sind als Mittelfristige Finanzplanung an das Land gegeben worden.

Ein Mitarbeiter der Abteilung Stadtentwicklung habe auf einer Ortsbei​ratssitzung gesagt, daß in Russee entscheidende Fehler gemacht wurden.

Obwohl 160 Wohneinheiten gegenüber der Schule errichtet wurden, hat die Stadtentwicklung keine Zahlen ermittelt. Auch mußten Bauanträge einge​reicht werden, z. T. auch bei der Wohnungsbaukreditanstalt.

Es stellt sich die Frage, warum Ämter nicht zusammen, sondern unkoordi​niert arbeiten.

Der Oberbürgermeister hat eine Dienstpflichtverletzung begangen, die er auch eingestehen sollte, statt die Verantwortung wegzuschieben.

Stadtschulrat   Z i m m e r   (CDU) bestätigt zwar, daß das Schulamt eine Planstelle für Entwicklungsplanung hat; dieser Mitarbeiter benö​tigt für seine Arbeit alle Basisdaten. Soweit diese in der Vergangen​heit vorliegen, waren die Prognosen des Mitarbeiters richtig.

Für Russee allerdings standen viele Daten nicht zur Verfügung.

Stadtrat   J o h a n n i n g   (SPD) zweifelt an der Planungssicherheit und erinnert an die Schulplanung in 1982 in Gaarden.

Stadtschulrat   Z i m m e r   (CDU) erwidert, daß der vorausgesagte An​stieg türkischer Schüler ausblieb.

Es wäre ideal, wenn Prognostiker und Statistiker in einem Amt zusammen​arbeiten würden. Es ist fraglich, warum nicht wieder ein solches Amt eingerichtet wird und keine entsprechenden Planstellen beantragt wur​den. Der Oberbürgermeister hat sich nicht in dem Maße eingesetzt wie

z. B. Stadtrat Dr. Kirschnick.

Stadtrat   R a u p a c h   (SPD) erkundigt sich, wann der Stadtschulrat im Magistrat auf fehlende Daten hingewiesen hat.

Stadtschulrat   Z i m m e r   (CDU) antwortet, daß seine Mitarbeiter sich immer wieder um Daten von der Stadtentwicklung bemüht haben.

Ratsherr Dr.   R e i m e r s   (CDU) hält die Beschwerde des Oberbür​germeisters, daß ihm zu wenig Personal zur Verfügung steht für fehl am Platz, da ihm ursprünglich 1967 8,5 Planstellen zur Verfügung standen, als das Amt auf Wunsch des damaligen Oberbürgermeisters Bantzer einge​richtet wurde.

Nach 10jähriger Tätigkeit sollte Oberbürgermeister Luckhardt wissen, wie man Planstellen anfordert und diese auch besetzt, denn 2 Planstel​len sind unbesetzt.

Stadträtin   S i e b k e   (SPD) hält die Anfrage für Wahlkampftaktik, in der es nur um den Konflikt zwischen Stadtrat Diekelmann und dem Oberbürgermeister geht.

Sie könne sich nicht daran erinnern, daß Stadtrat Diekelmann in der letzten Zeit im Magistrat danach gefragt hätte. Der CDU kommt es nur darauf an, irgendwie den Oberbürgermeister zu treffen, ohne Rücksicht darauf zu nehmen, wie mit den Mitarbeitern der Stadtentwicklung umge​gangen wird.

Es sollte deutlich gemacht werden, welche Zahlen hier gemeint sind, wo und wie diese koordiniert werden. Sie appelliert, eine Diskussion dar​über an anderer Stelle zu führen.

Oberbürgermeister   L u c k h a r d t   (SPD) berichtet, daß Herr Zech betont, Stadtrat Diekelmann habe ihn bezüglich der Ortsbeiratssitzung falsch zitiert. Auf dieser Sitzung habe Herr Zech vielmehr gesagt, daß die bisherigen Zahlen so nicht mehr stimmen.

Zwischen dem Amt für Schulwesen und der Stadtentwicklung habe ein Aus​tausch stattgefunden.

Die "Viererbande" hat keinen Vorschlag zur Personalreduzierung in der Stadtentwicklung gemacht. Er habe nie auf die Wiederbesetzung der frei​en Stellen verzichtet, sondern sich mit den Bewerbungen für die Amts​leiterstelle des Referates befaßt.

Stadtschulrat Zimmer hat weder im Magistrat, noch in den Arbeitsbespre​chungen nach Daten gefragt.

Stadtrat   D i e k e l m a n n   (CDU) betont, daß die falschen Ergeb​nisse auf falschen Zahlen basieren.


Kenntnis genommen

Die Antwort ist in der dieser Niederschrift vorgehefteten Kurznieder-


schrift als Anlage enthalten.

c)  Neubau der Rettungswache in Dietrichsdorf                - Drs. 92 ​


-----------------------------------------

Hierzu liegt folgende Kleine Anfrage der CDU-Ratsfraktion vor:

"1. Warum wurde die Rettungswache in Dietrichsdorf nicht im Jahre 1989 gebaut, obwohl 400.000 DM im Haushalt eingestellt waren?

 2. Trifft es zu, daß die Rettungswache als Niedrig-Energie-Haus gebaut werden soll und daß sich die Kosten dadurch erheblich erhöhen?



Wenn ja, amortisieren sich die Mehrkosten durch Energieeinsparung?

 3. Ist der Freiwilligen Feuerwehr Dietrichsdorf im Zusammmenhang mit dem Bau der Rettungswache ein Jugendfeuerwehrhaus ohne Einschaltung der Selbstverwaltungsgremien zugesagt worden?



Wenn ja, wie soll die Finanzierung erfolgen?"

Stadtrat   D i e s e l   (SPD) antwortet im Namen des Magistrats.

Er fügt hinzu, daß das Niedrig-Energie-Haus in Betracht kam, weil dies vom Sozialminister angeregt wurde. Gerade die Rettungswache ist dafür geeignet, weil sie rund um die Uhr besetzt ist. Auch der Bauausschuß hat sich mit dieser Frage befaßt und sich dafür ausgesprochen, obwohl damals schon absehbar war, daß sich die Kosten nicht amortisieren wür​den.

Ratsherr   M o r i z   (CDU) beantragt Aussprache und führt aus, daß er die Angelegenheit für ein seltsames Verfahren halte.

Angesichts der Haushaltslage ist es unmöglich, mehr Mittel zu verausga​ben, ohne daß eine Einsparung erfolgt.

Stadtrat   D i e s e l   (SPD) betont, daß das Wort "Zusage" von Rats​herrn Moriz in der Anfrage benutzt wurde.


Die Freiwillige Feuerwehr Dietrichsdorf hat im Beisein des Leiters des

Hochbauamtes und des Leiters der Berufsfeuerwehr gefragt, ob ein sol​cher Bau möglich sei, wenn der Kostenrahmen von 580.000,-- DM nicht überschritten wird und daraufhin auch Eigenleistungen angeboten.


An der Selbstverwaltung ist nichts vorbeigegangen; es gab eine Ge-


schäftliche Mitteilung im Ordnungsausschuß.

Ratsherr   M o r i z   (CDU) hat den Eindruck, daß Stadtrat Diesel sich herausreden will. Dieser hat in seiner Antwort klar von Zusage gespro​chen.


Im Ordnungsausschuß war bisher nichts in dieser Angelegenheit bekannt.

Stadtrat   D i e s e l   (SPD) erinnert daran, daß im Ordnungsausschuß eine Geschäftliche Mitteilung zum Niedrig-Energie-Haus war.

In diesem Zusammenhang wurde auch auf die Freiwillige Feuerwehr hinge​wiesen.


Kenntnis genommen


Die Antwort ist in der dieser Niederschrift vorgehefteten Kurznieder-


schrift als Anlage enthalten.

Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) unterbricht die Sitzung für eine


Sondersitzung des Magistrats.

d)  Auswirkungen des Bevölkerungsrückganges auf die          - Drs. 86 


​-----------------------------------------------


Aufgabenstruktur der Stadt


--------------------------

Hierzu liegt folgende Kleine Anfrage von Ratsherrn Witt (CDU-Ratsfraktion) vor:

"1. Warum ist die Studie des Referats für Stadtentwicklung "Auswirkun​gen des Bevölkerungsrückganges auf die Aufgabenstruktur der Stadt" bis heute der Ratsversammlung nicht vorgelegt worden und warum war es nicht möglich, von März 1986 bis Februar 1990 die wichtige Stu​die mit den Stellungnahmen der Ämter abschließend zu beraten?

 2. Sind die in der Studie vorgelegten Daten durch die schleppende Be​handlung überholt und somit nicht mehr Gegenstand einer weiteren Beratung?


 3. Wer hat die Versäumnisse zu verantworten?"


Oberbürgermeister   L u c k h a r d t   (SPD) antwortet im Namen des


Magistrats.

Ratsherr   W i t t   (CDU) führt aus, daß der Oberbürgermeister selbst in der eigenen Fraktion nicht mehr ernst genommen wird, von der CDU​Ratsfraktion jedoch so ernst, daß er überprüft wird.

Der Oberbürgermeister schiebt hier - genau wie im Fall Kuckucksweg ​die Schuld von sich weg. Wenn er die Angelegenheit ernst nimmt, hätte er sie in den Ausschüssen auf die Tagesordnung setzen lassen. Die Schuld auf andere Dezernenten abzuschieben, ist nicht richtig.

Frage 2 der Anfrage ist unzureichend, wenn nicht sogar gar nicht beant​wortet.

Stadtrat Diekelmann hat sich im Magistrat öfter nach dem Sachstand er​kundigt.

Zwischen der Antwort des Oberbürgermeisters und den Magistratsprotokol​len ergeben sich Widersprüche.

Stadtrat   D i e k e l m a n n   (CDU) kritisiert, daß die Antwort zu Frage 1 den entsprechenden Abschnitt nur zur Hälfte zitiert. Damit wollte der Oberbürgermeister ihm "die Schuld in die Schuhe schieben".

Oberbürgermeister   L u c k h a r d t   (SPD) weist den Vorwurf zurück und erklärt, daß der Vorgang bereits ein Jahr zurückliegt, ohne daß Stadtrat Diekelmann sich zwischenzeitlich damit befaßt hätte.

Stadträtin   S i e b k e   (SPD) hat volles Verständnis für die Reak​tion des Oberbürgermeisters. Der Magistrat wollte sich nicht damit be​fassen; nur die Kämmerei hielt finanzielle Auswirkungen für möglich.


Ratsherr   W i t t   (SPD) weist die Äußerung von Stadträtin Siebke


zurück. Die Haltung ist in dieser Situation arrogant.


Kenntnis genommen

Die Antwort ist in dieser Niederschrift vorgehefteten Kurznieder-


schrift als Anlage enthalten.

e)  Luftkissenboot-Fahrt einer Kieler Delegation             - Drs. 80 


​--------------------------------------------


nach Stralsund


--------------

Hierzu liegt folgende Kleine Anfrage der Ratsfraktion DIE GRÜNEN vor:

"1. Auf wessen Betreiben und zu welchem Zweck ist am 9. Februar 1990

eine Kieler Delegation mit einem Luftkissen-Katamaran nach Stral​sund gefahren?

 2. Treffen Informationen zu, wonach die Luftkussen-Katamaran-Fahrt zu Testzwecken a) der Bundeswehr und b) für eine mögliche Linienver​bindung Kiel-Stralsund unternommen worden ist?

 3. Sind dem Magistrat die Bedenken von Teilen der Stralsunder Opposi​tion und von Stralsunder Naturschutzgruppen gegen die Einrichtung einer   s o l c h e n   Linienverbindung bekannt, die sich vorwie​gend auf nicht geklärte Konsequenzen der zu erwartenden Touristen​und Ausflügler-Ströme für den Natur- und Umweltschutz in und um Stralsund beziehen?

 4. Welche Möglichkeiten sieht der Magistrat, die zu erwartenden Touri​sten- und Ausflügler-Ströme von Kiel (und anderen Orten in der BRD; auch Segler-Touren) nach Stralsund so zu steuern bzw. zu "dämpfen", daß sie nicht mit den Interessen des Natur- und Umweltschutzes in und um Stralsund in Konflikt geraten?"

Stadtrat Dr.   K i r s c h n i c k   (CDU) antwortet im Namen des


Magistrats.

Ratsherr   V o i g t   (DIE GRÜNEN) kritisiert, daß das, was stattfin​det, keine Partnerschaft ist, sondern nur ein Herumfahren für sinnlose Projekte. Gut bezahlte Repräsentanten fahren in die DDR und "fressen den Stralsundern die Haare vom Kopf".


Der KVAG-Bus, der Stralsund geschenkt werden soll, ist bereits abge-


schrieben, sehr reparaturanfällig und zu alt.


Seine Fraktion schlägt vor, für das Bürgerfest am 20./21.04.1990 in


Stralsund Busfahrten zu organisieren.

Er bitten den Wirtschaftsdezernenten, schriftlich Einzelheiten über den gebrauchten Bus mitzuateilen, der in Stralsund als Geschenk überreicht worden ist.


Stadtrat Dr.   K i r s c h n i c k   (CDU) sagt dies zu.

Ratsherr   W e i d l i n g   (CDU) kritisiert, daß der Oberbürgermei​ster seinen Dienstwagen nach Stralsund kommen läßt wegen weiterer Ter​mine, während die übrige Delegation mit dem Bus zurückfährt.


Kenntnis genommen


Die Antwort ist in der dieser Niederschrift vorgehefteten Kurznieder-


schrift als Anlage enthalten.

f)  Rechtsextremistische Bombendrohung gegen Wohnheim        - Drs. 81 


​-------------------------------------------------


für ausländische StudentInnen


-----------------------------

Hierzu liegt folgende Kleine Anfrage der Ratsfraktion DIE GRÜNEN vor:

"1. Welche Kenntnisse besitzt der Magistrat über eine am 18. Januar

1990 anonym ausgesprochene Bombendrohung gegen ausländische Studen​tInnen im DOH-Wohnheim und über das in diesem Zusammenhang nach Auskunft des AStAs der Kieler Universität verantwortungslose Ver​halten der Kieler Polizei?

 2. Welche Informationen und Kenntnisse hierüber sind dem Magistrat (Ordnungs- und Jugendamt) von der Polizei und dem zuständigen Kul​tusministerium übermittelt worden?

 3. Welche Möglichkeiten besitzt der Magistrat, seinerseits derartigen rechtsextremen Aktivitäten in Kiel vorzubeugen und für eine ange​messene Unterbringung ausländischer StudentInnen in Kiel zu sorgen (keine "Ghettos")?"

Stadtbaurat Dr.   F l a g g e   (SPD) antwortet im Namen des Magi-


strats.


Kenntnis genommen


Die Antwort ist in der dieser Niederschrift vorgehefteten Kurznieder-


schrift als Anlage enthalten.

g)  Städtepartnerinnenschaft mit Gdynia                      - Drs. 89 ​


-----------------------------------

Hierzu liegt folgende Kleine Anfrage der Ratsfraktion DIE GRÜNEN vor:

"1. Welche Gründe haben dazu geführt, daß die Landeshauptstadt Kiel zur "Friedensfahrt 1989" der Deutsch-Polnischen Gesellschaft, Sitz Kiel, nach Gdynia aus Anlaß des 50. Jahrestages des deutschen Über​falls auf die Republik Polen weder eine offizielle VertreterIn ent​sandt noch der Delegation eine Grußbotschaft mitgegeben hat?

 2. Welche Aktivitäten hat es seitens der Landeshauptstadt Kiel und der Stadt Gdynia im Rahmen der Städtepartnerinnenschaft in den letzten drei Jahren gegeben (bitte Auflistung)? Sind erwähnenswerte Proble​me in den gegenseitigen Beziehungen aufgetreten?

 3. In welcher Weise wird die Deutsch-polnische Gesellschaft in die Ak​tivitäten der Landeshauptstadt Kiel im Rahmen der Städtepartnerin​nenschaft einbezogen? Hat es in der Vergangenheit in der Zusammen​arbeit mit der Gesellschaft Probleme gegeben?"

Diese Kleine Anfrage wurde mit der Zusammenstellung auf den Tisch ge-


legt.

Bei der Genehmigung der Tagesordnung wurde mitgeteilt, daß diese Kleine Anfrage noch nicht beantwortet werden kann.


Sie soll auf die Tagesordnung der nächsten Ratssitzung gesetzt werden.


Kenntnis genommen

h)  Auswirkung des "Social Sponsoring" auf die Vergabe       - Drs. 90 


​--------------------------------------------------


von Kindertagesstättenplätzen


-----------------------------

Hierzu liegt folgende Kleine Anfrage der Ratsfraktion DIE GRÜNEN vor:

"1. a) Nach welchen Kriterien werden die aufgrund einer Zahlung der Kieler Spar- und Leihkasse in Höhe von DM 100.000 an die Arbei​terwohlfahrt Kiel für die Beschäftigten der KSL reservierten vier Plätze im Kindertagesheim Wikingerbummel vergeben? Wer ent​scheidet über die Vergabe?

b) Nach welchen Kriterien und durch wen sollen zukünftig in ande​ren Kindertagesheimen in Kiel, in denen Plätze durch "social sponsoring" für bestimmte Bevölkerungsgruppen reserviert werden, diese Plätze vergeben werden?

2. a) Ist die Festlegung von Plätzen in Kindertagesheimen auf die Ver-

gabe an einen von vornherein eingeschränkten Personenkreis auf​grund von "social sponsoring" vereinbar mit den "Grundsätzen der Landeshauptstadt Kiel für die Aufnahme und Betreuung in städti​schen Kindertagesheimen in Kiel", hier vor allem mit Pt. 2 (Auf​nahmegründe). 


b) Wenn ja: Warum? 

b) Wenn nein: Warum nicht? Welche Konsequenzen (z. B. Änderung der Aufnahmegrundsätze) beabsichtigt der Magistrat zu ziehen?

 3. Inwieweit gelten die in Punkt 2 dieser Anfrage angeführten "Grund​sätze" auch für Kindertagesheime, die nicht in städtischer Träger​inschaft geführt werden?"

Diese Kleine Anfrage wurde mit der Zusammenstellung auf den Tisch ge​legt, die Dringlichkeit bei der Genehmigung der Tagesordnung anerkannt.

Stadtrat   S c h r o e d t e r   (SPD) antwortet im Namen des Magi​strats.

Ratsherr   O s c h m a n n   (DIE GRÜNEN) fragt zusätzlich, ob über die Vergabe der Plätze die Heimleitung nach den Aufnahmegrundsätzen und in Ausnahmefällen das Jugendamt entscheidet, so daß die vier Plätze der Kieler Spar- und Leihkasse auch von anderen Kindern als von Mitarbei​tern der Sparkasse besetzt sein könnten?

Stadtrat   S c h r o e d t e r   (SPD) bejaht dies. Dies ist zur Zeit auch der Fall.

Auf Nachfrage von Ratsherrn   V o i g t   (DIE GRÜNEN) versichert Stadtrat   S c h r o e d t e r   (SPD), daß besetzte Plätze nicht für Kinder der Mitarbeiter der Sparkasse geräumt werden.

Kenntnis genommen

Die Antwort ist in der dieser Niederschrift vorgehefteten Kurznieder​schrift als Anlage enthalten.

Zur Kritik von Ratsherr Weidling, daß der Oberbürgermeister anläßlich des letzten Besuches in der Partnerstadt Stralsund nicht den Bus der Delegation, sondern seinen Dienstwagen für die Rückfahrt benutzt hat, teilt Oberbürgermeister   L u c k h a r d t   (SPD) in einer persönli​chen Erklärung mit, daß die Delegation bereits mittags zurückgereist ist und er am Nachmittag noch vier weitere wichtige Termine mit dem Stralsunder Oberbürgermeister sowie mit Vertretern der Wirtschaft und der Kultur wahrzunehmen hatte.

Kenntnis genommen

 9. Große Anfragen


Es liegen keine Großen Anfragen vor.

Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) unterbricht die Sitzung bis zum dar​auffolgenden Tag, Freitag, den 16.02.1990, um 14.00 Uhr.


Bei Wiedereintritt stellt Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) die Be-


schlußfähigkeit fest.

10. Anträge der Fraktionen

a)  Wahl eines hauptamtlichen Magistratsmitgliedes           - Drs. 94 ​


----------------------------------------------


Bei der Genehmigung der Tagesordnung wurde beschlossen, diesen Punkt

als Punkt 7. a) zu behandeln. Wegen der besseren Lesbarkeit des Proto-


kolls verbleibt dieser Punkt in der ursprünglichen Reihenfolge.



Hierzu liegt folgender Antrag der SPD-Ratsfraktion vor:

"Herr Erich Schirmer wird mit Wirkung vom 1. Mai 1990 (möglichst) für die Dauer von 6 Jahren zum hauptamtlichen Magistratsmitglied - Sachge​biet 2 - gewählt."

Stadtrat   D i e k e l m a n n   (CDU) kritisiert das Auswahlverfahren, in den persönliche Daten anderer als Mitgliedern der Ratsversammlung zur Verfügung gestellt wurden. Er wird überprüfen lassen, ob so gegen geltendes Recht verstoßen wurde.

Nach seinen Informationen habe sich doch eine Frau beworben.

Der Bewerber habe zwar im Personal- und Ordnungsbereich keine Erfahrun​gen, aber für diese Bereiche hervorragende Amtsleiter, auf die er sich stützen kann.

Die CDU wird sich enthalten und sich gerne von den fachlichen Qualitä​ten des Bewerbers überzeugen lassen.

Ratsherr   V o i g t   (DIE GRÜNEN) erklärt, daß seine Fraktion gegen den Bewerber stimmen werde, weil sich zum einen eine Frau beworben hat und zum anderen es fraglich ist, ob das Dezernat in der jetzigen Form überhaupt noch zeitgemäß ist.



Stadtrat a. D. Kohls wurde damals als Glücksfall angepriesen.

Er sieht Möglichkeiten für eine Kooperation aufgrund der Haltung von Herrn Schirmer zur Müllverbrennung und Arbeitszeitverkürzung.

Stadtbaurat Dr.   F l a g g e   (SPD) betont, daß sich keine Frau auf die Ausschreibung beworben hat.

Stadträtin   S i e b k e   (SPD) kritisiert, daß die anderen Fraktionen Herrn Schirmer das anlasten, was Herrn Kohls anzulasten wäre.

Dabei ist eine Vorverurteilung von Herrn Kohls ohne Debatte vorgenommen worden.

Ratsherr   R o g a c k i   (CDU) stellt an Herrn Schirmer folgende 3 Fragen:



1. Was reizt Sie hier in Kiel? 



2. Wie lange wollen Sie in Kiel bleiben? 



3. Wo liegen im Umweltschutzbereich die Schwerpunkte Ihrer Arbeit?

Herr Schirmer antwortet, daß ihn in Kiel der erweiterte Zuständigkeits​bereich reizt, vor allem die Verantwortung nach außen, die eine Beson​derheit des schleswig-holsteinischen Kommunalverfassungsrechtes ist.

Er wird seinen Lebensmittelpunkt nach Kiel verlegen und wenn möglich,


für die nächsten 15 bis 20 Jahre noch hier tätig sein.

Er versichert, daß er nicht nach einem Jahr wieder gehen wird.

Der Schwerpunkt seiner Arbeit wird die Abfallvermeidung, die Sanierung der Müllverbrennungsanlage und die Zusammenarbeit mit den Gewerbebe​trieben sein, aber ein weiterer Schwerpunkt wird auch das Personalde​zernat sein.

Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) teilt mit, daß die Wahl zum haupt​amtlichen Stadtrat sich nach § 64 Abs. 1 in Verbindung mit § 51 Abs. 2 der Gemeindeordnung für Schleswig-Holstein richtet.

Danach bedarf die Wahl der Mehrheit von mehr als der Hälfte der gesetz​lichen Zahl der Ratsmitglieder. Das sind 25 Stimmen.


Es wird offen durch Handzeichen abgestimmt.


Bei der Auszählung der Stimmen entfallen auf Herrn Schirmer

25 Ja-Stimmen,





3 Nein-Stimmen und

16 Enthaltungen

Stadtpräsidentin Reyer stellt fest, daß damit Herr Erich Schirmer im


ersten Wahlgang gewählt worden ist.


Sie spricht die Glückwünsche der Ratsversammlung aus.


Herr   S c h i r m e r
teilt mit, daß er die Wahl annimmt und bedankt


sich für das Vertrauen.

b)  Kündigung des Vertrages mit den an der                   - Drs. 53 ​


--------------------------------------

Hausmüllabfuhr beteiligten Privatunternehmen 

--------------------------------------------


Hierzu liegt folgender Antrag der CDU-Ratsfraktion vor:

"1. Sofortige Rücknahme der Kündigung des Vertrages mit den an der



Hausmüllabfuhr beteiligten Privatunternehmen.

 2. Aufnahme von Verhandlungen mit den Privatunternehmen, um einen op​timalen Zuschnitt der Abfuhrreviere anzustreben. Dabei ist der bis​herige wirtschaftliche Umfang eines jeden Privatunternehmens zu si​chern. Die Zuweisung der Abfuhrreviere darf nicht zu Lasten der Privatunternehmer verschoben werden.

Der Magistrat wird aufgefordert zu prüfen, ob Stadtrat a. D. Kohls sich aufgrund seiner Tätigkeit als Dezernent des Stadtreinigungs- und Fuhr​amtes bei den Ankaufsverhandlungen der Firma Klöckner Vorteile ver​schafft hat.

Der Magistrat soll weiter prüfen, ob Stadtrat a. D. Kohls schon vor dem 31.12.89 an Kaufverhandlungen mit der Firma Klöckner beteiligt war."


Bei der Genehmigung der Tagesordnung ist beschlossen worden, die unter

Punkt 7. der Nichtöffentlichen Sitzung eingereihte Mitteilung "Kündi​gung der Verträge mit den Kieler Müllabfuhrbetrieben" zu diesem Tages​ordnungspunkt in Öffentlicher Sitzung zu behandeln.

Im Verlauf der Sitzung ist beschlossen worden, diesen Punkt vorzuzie​hen. Er wird nach Punkt 8. c) behandelt.

Stadtrat   D i e k e l m a n n   (CDU) begründet den Antrag seiner Fraktion.

Dieser ist notwendig, um den Verdacht von Stadtrat a. D. Kohls zu neh​men, der schriftlich bestätigen soll, daß er nicht vor dem 31.12.1989 an Kaufverhandlungen mit der Firma Klöckner beteiligt war.

Gegebenenfalls muß ein Untersuchungsausschuß eingerichtet werden. Für diesen Fall kündigt er einen entsprechenden Antrag an.

Stadtbaurat Dr.   F l a g g e   (SPD) erläutert die Geschäftliche Mit​teilung.

Er betont nochmals, daß die Kündigung aufrechterhalten werden sollte.

Zu den Beschuldigungen von Herrn Kohls verliest er eine persönliche Erklärung, die per Telefax übermittelt wurde.

Als nächstes verliest er eine Erklärung der Firma Klöckner und einen Telex der R & P.

Nach dem derzeitigen Stand der Aktenlage kann kein Vorwurf gegen Herrn Kohls Bestand haben.

Ratsherr   V o i g t   (DIE GRÜNEN) räumt ein, daß wohl gute Gründe für eine Vertragskündigung sprachen. Aber Herr Kohls war dabei, seinen neu​en Posten vorzubereiten.

Es spricht zwar viel für eine Kündigung, aber eine symbolische Rücknah​me ist notwendig, bis die Vorwürfe geklärt sind.

Herr Kohls hätte den Magistrat über Verhandlungen für seinen neuen Posten informieren müssen.

Seine Fraktion stimmt dem Antrag der CDU-Ratsfraktion grundsätzlich zu, aber er beantragt, die letzten zwei Sätze der Ziffer 2 zu streichen.

Der Titel "Stadtrat a. D." ist auch im Umweltbereich wichtig für Reprä​sentation.

Die Stadt hat kein Abfallkonzept; sie ist vielmehr sehr weit von einer geschlossenen Abfallpolitik entfernt.

Ratsherr   W e t t e n g e l   (SPD) kritisiert, daß weder von der CDU noch von den GRÜNEN eine sachliche Begründung für die Rücknahme der Kündigung vorgetragen wird. Beide beziehen sich lediglich auf den Ver​dacht gegen Herrn Kohls.

Ihm erscheint der Antrag der CDU-Ratsfraktion und dessen Begründung merkwürdig, denn der Verdacht der Firmen ist hier nicht ausschlagge​bend.

Die Gebietszuschnitte der Abfuhrreviere sind vielleicht für das Gewerbe optimal, aber nicht mehr für die Stadt. Seine Fraktion wird nicht zu​lassen, daß so unwirtschaftlich gearbeitet wird. Beide Vertragsseiten werden zurückstecken müssen.

Bereits 1988 hatte die SPD im Arbeitskreis Umwelt eine Kündigung der Verträge in Betracht gezogen, um ein Abfallkonzept verwirklichen zu

können.

Nach dem vom Stadtbaurat vorgetragenen Schreiben hat sich der Prüfauf​trag eigentlich erledigt.

Er fragt, was der Magistrat tun soll, wenn nach Meinung der CDU mehr zur Wahrheitsfindung nötig ist.

Ratsherr
R o g a c k i   (CDU) hält es für bedauerlich, daß die SPD

in keinster Weise auf die CDU eingeht.

Er fragt, ob den Unternehmern die Gründe für die Kündigung mitgeteilt wurden und wie die Möglichkeit abgeschätzt wird, daß RWE die Kieler MVA aufkauft. Die Schreiben sind nicht ausreichend; es ist Aufgabe des Ma​gistrats, Vorwürfen nachzugehen.

Ratsherr
V o i g t   (DIE GRÜNEN) weist den Vorwurf, daß sich seine

Fraktion um die Abfallfrage keine Gedanken macht, scharf zurück.

Der Antrag, die Kündigung der Verträge zurückzunehmen, ist sicherlich kein Sachantrag, sondern ein politisches Signal.

Die vorgetragenen Schreiben sind an sich in Ordnung, aber die Urheber hätten auch nichts anderes aussagen können. Seine Fraktion will auch eine weitere Recherche.

Stadtbaurat Dr.   F l a g g e   (SPD) erläutert unter Bezugnahme auf die Geschäftliche Mitteilung die Hintergründe für die Kündigung.

Ratsherr
W e t t e n g e l   (SPD) fordert eine sachliche Begründung

für das Verlangen, in dieser Angelegenheit weiter zu prüfen.

Stadtrat
D i e k e l m a n n   (CDU) erläutert die Gründe der CDU,

nach denen sie der Kündigung zugestimmt hat.

Allerdings hatten sich die Vertragspartner untereinander bisher einigen können.

Das vom Stadtbaurat verlesene Schreiben, gefertigt von Herrn Kohls ge​nügt nicht, um den Verdacht zu beseitigen. Er habe Informationen, daß Herr Kohls das erste Angebot von Herrn Kremer, bei der RWE anzufangen, bereits im Juni 1989 erhalten habe.

Vielleicht ist es Ziel der RWE, alle Müllabfuhrunternehmen aufzukaufen oder sogar die Müllverbrennungsanlage.

Ratsherr
W e t t e n g e l   (SPD) fragt, ob die Verträge mit der PSK

wirklich nur alle 5 Jahre kündbar sind und ob Stadtrat Diekelmann Herrn Kohls Illoyalität vorwirft.

Stadtrat
D i e k e l m a n n   (CDU) antwortet, daß alle Menschen

Schwächen haben.

Stadtbaurat Dr.   F l a g g e   (SPD) bestätigt, daß die Verträge nur alle 5 Jahre gekündigt werden können. Die bisherigen "einvernehmlichen" Nachträge sind nur zustande gekommen, wenn die PSK es wollte.

Stadtrat
R a u p a c h e   (SPD) betont, daß niemandem ein Angebot

für den Kauf der Müllverbrennungsanlage vorliegt.

Endgültig würde dann die Ratsversammlung entscheiden.

Ratsherr
W u n d e r   (CDU) gibt zu bedenken, daß Entscheidungen

über Posten mit einem derartigen Gehalt nicht kurzfristig entschieden werden. Aber Herr Kohls hat in keiner Sitzung auf eine mögliche Befan​genheit hingewiesen.


Von der Geschäftlichen Mitteilung wird Kenntnis genommen.

Ein Abdruck dieser allen Mitgliedern der Ratsversammlung vorliegenden Mitteilung des Stadtreinigungs- und Fuhramtes ist in der dieser Nieder​schrift vorgehefteten Kurzniederschrift enthalten.

Ratsherr   V o i g t   (DIE GRÜNEN) beantragt, in Ziffer 2. des Antra​ges der CDU-Ratsfraktion die beiden letzten Sätze zu streichen.

Stadtrat   D i e k e l m a n n   (CDU) teilt mit, daß die CDU-Rats-


fraktion diese Änderung übernimmt.

Ratsherr   W e t t e n g e l   (SPD) beantragt getrennte Abstimmung über die Ziffern 1. und 2. und Absätze 3 und 4 des Antrages.

Beschluß über den Geschäftsordnungsantrag: Nach Antrag - einstimmig -

1. Stellv. Stadtpräsident Dr.   R e i m e r s   (CDU) läßt sodann über die Drucksache 53 in der geänderten Fassung abstimmen.

Beschluß über die Ziffer 1.:   A b g e l e h n t   - mit Mehrheit -


Beschluß über die Ziffer 2 in der geänderten Form:


A b g e l e h n t   - mit Mehrheit -


Beschluß über den Absatz 2: Nach Antrag - einstimmig -


Beschluß über den Absatz 4: Nach Antrag - einstimmig -

c)  Umgestaltung ZOB                                         - Drs. 87 


​----------------


Hierzu liegt folgender Antrag der CDU-Ratsfraktion vor:

"Bei der Hergabe des Grundstückes verpflichtet die Landeshauptstadt Kiel den Bauherrn, einen offenen Architektenwettbewerb auszuschreiben. Die Feststellung des Raumprogrammes, der technischen und verkehrlichen Anforderungen sowie der städtebaulichen Randbedingungen erfolgt gemein​sam mit dem Investor und dem Stadtplanungsamt. Investor und Stadt müs​sen in der Jury vertreten sein."


Ratsherr   W e i d l i n g   (CDU) erläutert den Antrag seiner Frak-


tion.

Stadträtin   S i e b k e   (SPD) beantragt namens der SPD-Ratsfraktion Zurückstellung bis zur Mai-Sitzung 1990 der Ratsversammlung.


Der Stadtbaurat hat mehrere Prüfaufträge erhalten. Nach der Prüfung


soll ein Bericht gegeben werden.

Ratsherr   A h s b a h s   (DIE GRÜNEN) berichtet, daß der gleiche Antrag von seiner Fraktion bereits im Bauausschuß eingebracht wurde.

Da es sich um ein besonderes Grundstück handelt, muß es vorsichtig be​handelt werden.


Beschluß über den Geschäftsordnungsantrag: Nach Antrag - mit Mehrheit -

d)  Aufforderung an die Bauverwaltung zur Erteilung          - Drs. 95 ​


-----------------------------------------------

einer Baugenehmigung nach § 34 BauGB an die 

-------------------------------------------


Firma Hellmuth Walter GmbH 


--------------------------

Hierzu liegt folgender Antrag der CDU-Ratsfraktion vor:

"Die Bauverwaltung wird aufgefordert, der Firma Hellmuth Walter GmbH unverzüglich für das geplante Bauvorhaben auf ihrem Grundstück im Ge​werbegebiet Tannenberg eine Baugenehmigung nach § 34 Baugesetzbuch zu erteilen."

Hierzu ist eine Stellungnahme des Rechtsamtes den Mitgliedern der Rats​versammlung und des Magistrats auf den Tisch gelegt worden, die Teil der vorgehefteten Kurzniederschrift ist.

Ratsfrau   S i e v e r s   (CDU) erläutert den Antrag ihrer Fraktion.

Sie kritisiert, daß die Stellungnahme von einem Mitarbeiter gefertigt wurde, der durch einen Zeitvertrag beschäftigt wurde, ohne daß der Amtsleiter oder dessen Vertreter im Amt die Stellungnahme unterschrie​ben hat.

Nach ihrer Ansicht sind die Ausführungen nicht zwingend.

Ratsherr   R ü d e l   (SPD) stellt zum Sachverhalt fest, daß es unnö​tige und erhebliche Verzögerungen in der Verwaltung gegeben hat.

Beide Fraktionen haben erklärt, alles für den Erhalt von Arbeitsplätzen zu tun. Auch für den Stadtbaurat hat diese Angelegenheit Priorität.

Der Antrag der CDU ist lediglich ein "Show-Antrag". Denn die Ratsver​sammlung kann nicht über die Erteilung einer Baugenehmigung entschei​den, sondern nur empfehlen, diese auszusprechen.

Eine solche Empfehlung ist aber sinnlos, da das Rechtsamt anderer An​sicht ist.

Frau Sievers Ausführungen zum Gutachten waren dilettantische Versuche.

Außerdem ist für die Erteilung einer Baugenehmigung, daß ein entspre​chender Antrag vorliegt. Die Firma hat aber keinen Bauantrag gestellt.

Für seine Fraktion ist die Angelegenheit zu ernst, um sie für eine par​teipolitische Auseinandersetzung im Wahlkampf zu nutzen.

Er verweist auf die ausstehende Beratung am 22.02.1990 im Wirtschafts​und Finanzausschuß.

Stadtbaurat Dr.   F l a g g e   (SPD) erklärt, daß er im Dezember 1989 eine Prüfung veranlaßt hat, ob eine Genehmigung für das ungefähr beab​sichtigte Projekt außerhalb des Bereiches des Bebauungsplanes möglich ist. Das Ergebnis war negativ.

Wegen des Interessenausgleichs ist es notwendig, einen Bebauungsplan aufzustellen.

Wer die Stellungnahme unterschrieben hat, ist nicht relevant. Herrn Hedrich ist das Gutachten bekannt.

Ohne eine Altlastenuntersuchung ist es nicht möglich, in dem betreffen​den Gebiet einen Bebauungsplan aufzustellen, da der Verdacht auf Altla​sten besteht.

Es ist möglich, bis zum Herbst 1990 einen rechtskräftigen Bebauungsplan aufzustellen, wenn die Beratungen zügig verlaufen, keine Altlasten ge​funden werden und Träger öffentlicher Belange keine Bedenken vortragen.

Auf die Frage von Ratsherrn   R ü d e l   (SPD) worauf sich der Altla​stenverdacht gründet, antwortet Stadtbaurat Dr.   F l a g g e   (SPD), daß im 3. Reich dort Firmen angesiedelt waren, daß da eventuell Versu​che unternommen wurden u. ä.

Auf jeden Fall muß dies geprüft werden, da sonst der Bebauungsplan ei​nem Normenkontrollverfahren unterworfen werden könnte.

Ratsfrau   S i e v e r s   (CDU) fragt, ob Beweise für Altlasten vor​liegen.

Stadtbaurat Dr.   F l a g g e   (SPD) entgegnet, daß er nicht mehr ver​muten müßte, wenn er Beweise hätte.

Stadtrat Dr.   K i r s c h n i c k   (CDU) bestätigt die Ausführungen vom Stadtbaurat. Er fragt, ob es wirklich keinen Ermessensspielraum gibt und drückt seine Zweifel über das Gutachten aus. Er plädiert da​für, alle rechtlichen Möglichkeiten auszuschöpfen, die Baugenehmigung zu erteilen.

Er fragt den Oberbürgermeister, ob § 34 des Baugesetzbuches zwingend ist. Bis Mai 1990 braucht die Firma eine sichere Zusage der Stadt, daß noch in diesem Jahr mit dem Bau begonnen werden kann.

Ratsfrau   S i e v e r s   (CDU) macht deutlich, daß die Ausführungen von Ratsherrn Rüdel im Bauausschuß dazu geführt haben, daß die CDU die​sen Antrag einbringt.

Sie läßt sich von ihm nicht vorführen und kritisiert, daß versucht wird, dem Besitzer die Schuld zuzuschieben.

Stadtbaurat Dr.   F l a g g e   (SPD) erläutert nochmals, wie ein Sat​zungsbeschluß für Herbst 1990 zu erreichen ist.

Das Altlastengutachten wird am 15. Mai 1990 vorliegen, das dann ausge​wertet wird und dessen Ergebnisse dann erst in die Satzung einfließen. Bis Mai kann daher der Firma keine feste Zusage gemacht werden. Zudem werden Zusagen von der anderen Seite nicht eingehalten.

Auf die Nachfrage von Stadtrat Dr.   K i r s c h n i c k   (CDU) führt er aus, daß er über die Anwendung von § 33 Baugesetzbuch nicht speku​lieren möchte, bevor nicht die Auslegung beendet ist.

Oberbürgermeister   L u c k h a r d t   (SPD) erklärt, daß dem vom Rechtsamt vorgelegten Gutachten nichts hinzuzufügen sei. Er stellt richtig, daß es in dieser Angelegenheit keinen Ermessensspielraum gibt, sondern daß es um die Auslegung unbestimmter Rechtsbegriffe geht.

Ratsherr   A h s b a h s   (DIE GRÜNEN) stellt für die Ratsfraktion DIE GRÜNEN folgenden Alternativantrag:

"1. Eine Entscheidung über die beantragte Baugenehmigung wird zum ge​genwärtigen Zeitpunkt nicht gefällt. Der Magistrat wird beauftragt, dem bestehenden Altlastenverdacht umgehend nachzugehen.

2. Das rückwärtige unbebaute Gelände des Gewerbegebietes Tannenberg


soll unter Landschaftsschutz gestellt werden.

 3. Der Magistrat wird gebeten, mit der Fa. Hellmuth Walter GmbH über die Möglichkeiten einer Erweiterung im vorderen Bereich bzw. an einem alternativen Standort zu verhandeln."

Er erläutert den Antrag seiner Fraktion.

Ratsherr   R ü d e l   (SPD) betont, daß ökonomische Interessen Vorrang haben und seine Fraktion deshalb den Antrag der GRÜNEN ablehnen wird.


Er hätte sich auch ein konstruktives Verhalten der Wirtschaftsverwal-


tung gewünscht.


Der Altlastenverdacht ist noch offen und wird noch in seiner Fraktion


besprochen werden.


Der Antrag der CDU ist aber schwebend unwirksam, da kein Antrag der


Firma nach § 34 BauGB vorliegt.

Ratsherr   R o g a c k i   (CDU) weist darauf hin, daß der Antrag feh​lerhaft war und von der Geschäftsstelle ausgetauscht wurde.


Ratsherr   W u n d e r   (CDU) stellt fest, daß der Oberbürgermeister


heute Führungsqualitäten zeigt.

Weil Kiel Arbeitsplätze braucht, verfolgt die CDU die Angelegenheit so hartnäckig. Es ist zu befüürchten, daß die Firma abwandert.

Stadtbaurat Dr.   F l a g g e   (SPD) berichtet, daß nach ersten Ge​sprächen mit Herrn Fröhler geprüft wurde, ob § 34 BauGB eine Möglich​keit bietet. Das Ergebnis war negativ, da es sich um ein hochempfindli​ches Gebiet handelt.


Es nützt nichts, eine fehlerhafte Baugenehmigung zu erteilen, da dies


die Stillegung der Baustelle zur Folge hätte.

Stadtrat Dr.   K i r s c h n i c k   (CDU) ist die Antwort des Oberbür​germeisters zu billig und bittet deshalb um inhaltliche Ausführungen.


Er ist besorgt, da die Firma Walter nicht mit dem Zeitplan leben kann.

Oberbürgermeister   L u c k h a r d t   (SPD) weigert sich, in öffent​licher Sitzung dazu Stellung zu nehmen, da dies in einer gerichtlichen Auseinandersetzung eine Rolle spielen könnte.


Er sagt Stadtrat Dr. Kirschnick zu, auf dessen Fragen unter Ausschluß


der Öffentlichkeit zu antworten.


Beschluß über den Alternativantrag:
A b g e l e h n t   - mit Mehr-




heit -


Beschluß über den Antrag der CDU-Ratsfraktion (Drs. 95):


A b g e l e h n t   - mit Mehrheit -

e)  Abfallwirtschaftskonzept Kiel
                   - Drs. 72 -


-----------------------------


Hierzu liegt folgender Antrag der SPD-Ratsfraktion vor:

"1. Die Ratsversammlung fordert den Schleswig-Holsteinischen Landtag

auf, das Kommunalabgabengesetz dahingehend zu ändern, daß den Krei​sen und kreisfreien Städten als den für die Abfallbeseitigung zu​ständigen Körperschaften ermöglicht wird, eine kommunale Steuer auf Einweggetränkeverpackungen zu erheben.

 2. Der Magistrat wird gebeten, ein umfassendes Abfallberatungs- und -informationssystem für alle Kieler Haushalte und Gewerbebetriebe vorzubereiten und die dafür erforderlichen Planstellen zu den näch​sten Stellenplanberatungen anzumelden.

 3. Der Magistrat wird gebeten, Flächen für Recycling-Zentren und für eine bzw. mehrere Kompostieranlagen im Stadtgebiet auszuweisen.


 4. Der Magistrat wird gebeten, eine Analyse der hausmüllähnlichen Ge-

werbeabfälle vorzubreiten und dafür Fördermittel des Bundes und/ oder des Landes einzuwerben."

Weiterhin liegt folgender Ergänzungs- und Änderungsantrag der Ratsfrak​tion DIE GRÜNEN vor (Drs. 109):


"1) Punkt 1. des vorliegenden Antrags wird Punkt 1a.

2) neuer Punkt 1b: Die Ratsversammlung erwartet darüber hinaus einen Bericht der Landesregierung, welche weiteren Mög​lichkeiten der Steuererhebung durch Kreise und Ge​meinden derzeit möglich wären, um das Abfallaufkom​men zu reduzieren.

3) neuer Punkt 1c: Der Magistrat wird beauftragt, umgehend die Voraus​setzungen für die Einführung der Nutzung von Mehr​wegflaschen bei der Getränkeversorgung an Kieler Schulen zu schaffen.

4) neuer Punkt 2 : Der Magistrat wird gebeten, ein umfassendes Abfall​beratungs- und -informationssystem für alle Kieler Haushalte und Gewerbebetriebe vorzubereiten.



5) Punkt 3. des vorliegenden Antrags wird Punkt 3a.

6) neuer Punkt 3b: Der Magistrat wird gebeten, der Ratsversammlung ei​nen Bericht vorzulegen, aus dem hervorgeht, welche konkreten Bemühungen um die Ausweisung neuer Depo​nieflächen unternommen wurden bzw. werden sollen. Aus dem Bericht soll auch hervorgehen, welche Schritte die Landesregierung in der Deponiefrage plant.

Ratsherr   W e t t e n g e l   (SPD) erläutert den Antrag seiner Frak​tion und beantragt, beide Anträge (Drucksachen 72 und 109) in den Ord​nungs- und Umweltausschuß zu überweisen.

Er bittet das Rechtsamt, bereits zur nächsten Sitzung des Ordnungs- und Umweltausschusses, in der das Abfallkonzept und die dazugehörigen An​träge beraten werden, eine Stellungnahme zu übermitteln, die sich mit einem Aufsatz aus der Zeitung "Die öffentliche Verwaltung", Heft 1, Ja​nuar 1990, zur Abgabe für Einweggetränkeverpackungen auseinandersetzt.


Ratsherr   V o i g t   (DIE GRÜNEN) erläutert den Antrag seiner Frak-


tion.

Er betont, daß die Grundlage für das Müllkonzept, d. h. die Müllanaly​se, falsch ist, da bei der Analyse nicht zwischen Haus- und Gewerbemüll unterschieden wurde.

Die politische Reihenfolge "Vermeiden, Verwerten, Beseitigen" muß aber auch entsprechend materiall ausgestattet werden, d. h. weniger Geld für die Müllverbrennung. Er zieht Punkt 4. des Antrages seiner Fraktion zurück.

Ratsherr   R o g a c k i   (CDU) hält das Verfahren für merkwürdig, da die Änderungsanträge der SPD auf ein Konzept zielen, das nicht vor​liegt.


Er beantragt namens seiner Fraktion, beide Anträge (Drucksache 72 und


109) an die zuständigen Fachausschüsse zu überweisen.

Beschluß über den Geschäftsordnungsantrag: Nach Antrag - einstimmig -

f)  Vorbereitende Untersuchungen gemäß § 141 BauGB           - Drs. 73 -


----------------------------------------------


im Stadtteil Ellerbek


---------------------


Hierzu liegt folgender Antrag der SPD-Ratsfraktion vor:

"Vorbereitende Untersuchungen gemäß § 141 BauGB im Stadtteil Ellerbis, Bereich zwischen Schönberger Straße und Arsenal-Gelände sind vorzuneh​men."

Hierzu ist diese neue Drucksache auf den Tisch gelegt worden, die gegen die übersandte ausgetauscht worden ist.


Beschluß:  Nach Antrag - einstimmig -

g)  Räume für türkische Feiern                               - Drs. 74 ​


--------------------------


Hierzu liegt folgender Antrag der SPD-Ratsfraktion vor:

"1. Bis zur Fertigstellung des Versammlungsraumes auf dem Ostufer 1991 sind in städtischen Gebäuden geeignete Räumlichkeiten (für bis zu 400 Personen) für Feiern der türkischen Mitbürgerinnen und Mitbür​ger zur Verfügung zu stellen.

 2. Der Magistrat wird beauftragt, dafür insbesondere städtische Schul​gebäude zu prüfen und die Kosten zu ermitteln."

Ratsherr   R ö p s t o r f f   (SPD) erläutert den Antrag seiner Frak​tion.

Ratsherr   J a e h n i c k e   (CDU) betont die Merkwürdigkeit der Grenzziehung. Obwohl der Werftplatz überwiegend von Gaardener Bürgern genutzt wird, ist er Ellerbek zugeordnet.


Seine Fraktion wird den Antrag ablehnen.


Beschluß: Nach Antrag - mit Mehrheit-

h)  Bundeswehr-Behördenzentrum in der Wik                    - Drs. 76 ​


-------------------------------------


Hierzu liegt folgender Antrag der SPD-Ratsfraktion vor:

"Der Magistrat wird beauftragt, alle städtischen Möglichkeiten zu nut​zen, damit das geplante Behördenzentrum der Bundeswehr an der Mercator​bzw. Feldstraße (in der Wik) nicht gebaut wird. Stattdessen soll diese Fläche als Wohnungsbaugebiet ausgewiesen werden."


Ratsherr   U b b e n   (SPD) begründet den Antrag.

Ratsherr   W u n d e r   (CDU) hält den Antrag für einen "Schauantrag". Der Stadtbaurat hat wahrscheinlich keine Möglichkeiten, etwas gegen das geplante Behördenzentrum zu unternehmen.

Stadtbaurat Dr.   F l a g g e   (SPD) bestätigt die Aussage von Rats-


herrn Ubben und Wunder.


Der Antrag hat nur eine deklaratorische Wirkung.

Ratsherr   S t i e r   (CDU) ist enttäuscht, daß Ratsherr Ubben diesen Antrag gestellt hat, denn es hat Vorteile, wenn die Bundeswehr aus der Innenstadt abzieht.


Seine Fraktion wird nicht zustimmen.

Stadträtin   S i e b k e   (SPD) möchte vom Stadtbaurat wissen, wie er den Antrag behandeln will, wenn dieser nur deklaratorische Wirkung hat.

Stadtbaurat Dr.   F l a g g e   (SPD) betont, daß er auf die präzise Frage nach einer Handhabe geantwortet hat, daß diese für die Stadt nicht besteht und der Antrag daher nur deklaratorische Wirkung hat. Zur Frage von Stadträtin Siebke sichert er zu, daß er so verhandeln wird, wie es der Antrag erfordert.

Die Verträge über den Flächenaustausch zwischen Bund und Stadt sind


noch nicht abgeschlossen.

Ratsherr   U b b e n   (SPD) berichtet, daß nach seinen Recherchen der Bund ein Einvernehmen mit der Stadt herstellen muß.


Gerade das Gebiet in der Wik eignet sich gut für Wohnungsbau.

Ratsherr   S t i e r   (CDU) ist der Ansicht, daß eine Abrüstung und Verringerung der Truppen für Kiel als zentraler Standort nicht zu​trifft. Deshalb wird der Raumbedarf für das Bauvorhaben der Bundeswehr in der Wik bestehen bleiben.


Beschluß: Nach Antrag - mit Mehrheit-

i)  Einrichtung einer Gedenk- und Dokumentationsstätte       - Drs. 82 


​--------------------------------------------------


"Kiel im Nationalsozialismus"


-----------------------------


Hierzu liegt folgender Antrag der Ratsfraktion DIE GRÜNEN vor:

"Der Magistrat wird aufgefordert, die Empfehlungen der vom Kulturaus​schuß eingesetzten Arbeitsgruppe zur Einrichtung einer NS-Gedenk- bzw. Dokumentationsstätte zu realisieren. Hierunter fallen folgende Aufga​ben: 

- Verhandlungen mit dem Land Schleswig-Holstein zur Durchführung der Aufgaben im Bereich "Forschung und Dokumentation" (Empfehlung 1); 

- Bereitstellung der Mittel für die Einstellung eines/einer Histori-



kers/Historikerin ((Empfehlung 2); 

- Bereitstellung von Magazin- und Arbeitsräumen (Empfehlung 3); 

- Prüfung eines geeigneten Standortes für die angestrebte Gedenk- und



Dokumentationsstätte; 

hierunter fallen z. B. Verhandlungen mit Eigentümern und Nutzern von geeigneten Standorten mit historischem Bezug im innerstädtischen Bereich (z. B. Gebäude des Polizeireviers Düppelstraße) (Empfehlun​gen 4 und 5)."

Ratsfrau   S c h u c k e n b ö h m e r   (SPD) beantragt namens ihrer Fraktion Überweisung in den Auschuß für Kultur, Kieler Woche und Städ​tefreundschaften.

Sie erklärt, daß der Antrag überwiesen werden soll, da Ergebnisse ei-

ner interfraktionellen Arbeitsgruppe einseitig zum Antrag werden.

Ratsherr   A h s b a h s   (DIE GRÜNEN) begründet den Antrag seineer


Fraktion.


Beschluß über den Geschäftsordnungsantrag: Nach Antrag - mit Mehrheit -

j)  Hilfsmaßnahmen für Stralsund                             - Drs. 83 ​


----------------------------

Hierzu liegt folgender Antrag der Ratsfraktion DIE GRÜNEN vor:

"1. Der Magistrat wird gebeten, dafür Sorge zu tragen, daß die von der Landeshauptstaddt Kiel beabsichtigten Hilfsmaßnahmen für die Part​nerstadt Stralsund/DDR mit allen am Runden Tisch Stralsund vertre​tenen Oppositionsgruppen abgestimmt werden. Dies gilt vor allem auch für zukünftige Maßnahmen, die den Konfliktbereich "Tourismus und Naturschutz" betreffen.

 2. Der Magistrat wird gebeten, die Fraktionen und Ausschüsse der Rats​versammlung ständig über die vom Magistrat bzw. mit Unterstützung des Magistrats beabsichtigten Hilfsmaßnahmen für die Partnerstadt Stralsund zu unterrichten.

 3. Zur effektiveren Gestaltung der Kieler Hilfsmaßnahmen für die Part​nerstadt Stralsund wird der Magistrat mit der Bildung eines inter​fraktionellen Arbeitsausschusses "Kieler Runder Tisch für Stral​sund" beauftragt, an dem u. a. auch beteilgt werden sollen: 

- die mit Hilfsmaßnahmen für Stralsund befaßten Ämter und Einrich​tungen (Versorgungs- und Wirtschaftsbetriebe etc.) der Landes​hauptstadt Kiel; 

- die mit Hilfsmaßnahmen für Stralsund befaßten Interessensver​bände (einschließlich der Gewerkschaften und Umweltverbände)



aus Wirtschaft und Gesellschaft."

Hierzu ist folgender Ergänzungsantrag (Drs. 104) der SPD-Ratsfraktion auf den Tisch gelegt worden:

"1. Die Mittel der Haushaltsstelle 3020.7019 (Städtepartnerschaft Stralsund) in Höhe von 100.000,-- DM werden freigegeben und dem "Tisch der 20" von Stralsund zur Finanzierung dringlicher Maßnahmen nach eigenverantwortlicher Entscheidung übertragen.

 2. Alle Teilnehmer zukünftiger städtischer Delegationen in die DDR werden aufgefordert, sich an dem Aufwand, der auf DDR-Seite ent​steht, in geeigneter Weise zu beteiligen."

Auf den Tisch ist ebenfalls folgender Dringlichkeitsantrag der CDU​Ratsfraktion (Drs. 108) gelegt worden. Der ist als Punkt 10. l) in die Tagesordnung eingereiht und die Dringlichkeit bei der Genehmigung der Tagesordnung anerkannt worden.

Es besteht Einvernehmen, daß dieser Dringlichkeitsantrag gemeinsam mit dem Tagesordnungspunkt 10. j) behandelt wird.

Ratsherr   V o i g t   (DIE GRÜNEN) begründet den Antrag seiner Frak​tion.

Ratsherr   J a e h n i c k e   (CDU) fragt Ratsherrn Voigt, ob ihm be​kannt sei, daß Demonstranten eine Währungsunion fordern.

Ratsherr   V o i g t   (DIE GRÜNEN) antwortet, daß bekannt ist, daß die hälfte der DDR-Bürger "auf den Koffern sitzt". Aber mit einer Währungs​union wird dort das Chaos ausbrechen.

Stadträtin   S i e b k e   (SPD) erläutert den Antrag ihrer Fraktion.

Der Antrag der Ratsfraktion DIE GRÜNEN ist zwar weniger konkret, trotz​dem sinnvoll, da eine Koordination sinnvoll ist.

Ratsherr   W i t t   (CDU) begründet den Antrag seiner Fraktion und stellt fest, daß der Oberbürgermeister wieder nicht anwesend ist.

Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) erklärt, daß der Oberbürgermeister einen lange geplanten Termin beim DGB wahrnimmt.

Ratsherr   W i t t   (CDU) will diese Entschuldigung gerade noch akzep​tieren, obwohl er sie nicht nachvollziehen kann.

Seine Fraktion wird der Ziffer 2 des Antrages der Ratsfraktion DIE


GRÜNEN zustimmen.

Ebenfalls der Ziffer 2 des SPD-Antrages wird seine Fraktion zustimmen, aber nicht der Ziffer 1, da seine Fraktion eine Auflistung über die be​nötigten Dinge will.

Stadtschulrat   Z i m m e r   (CDU) hält den Gedanken des SPD-Antrages, daß der Runde Tisch entscheidet, für vorzüglich, aber möchte wissen, was die Formulierung "Entscheidung übertragen" bedeutet.

Für den 2. Absatz schlägt er folgende Formulierung vor: Die Landes​hauptstadt Kiel trägt für alle Mitarbeiter die in Stralsund entstehen​den Kosten.

Stadtrat Dr.   K i r s c h n i c k   (CDU) erläutert den Ablauf der


Wirtschaftsdelegation.

Im Bereich des Wirtschaftsdezernates gibt es kein Projekt für die


100.000,-- DM für Stralsund.

Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) läßt über die Punkte 1. bis 2. der Drucksache 83 und die Punkte 1. und 2. der Drucksache 104 einzeln ab​stimmen.

Abstimmung über den Antrag der Ratsfrakation DIE GRÜNEN (Drs. 83): Beschluß über den Punkt 1.: Nach Antrag - mit Mehrheit -


Beschluß über den Punkt 2.: Nach Antrag - einstimmig -

Beschluß über den Punkt 3.:   A b g e l e h n t   - mit Mehrheit ​Abstimmung über den Ergänzungsantrag der SPD-Ratsfraktion (Drs. 104): Beschluß über den Punkt 1.: Nach Antrag - mit Mehrheit -


Abstimmung über den Punkt 2.:

Stadträtin   S i e b k e   (SPD) erläutert auf Nachfrage, daß die Ko​sten von den "Entsendenden Institutionen", wie zum Beispiel den Verbän​den, den Kammern oder der Stadt, zu übernehmen sind. Diese Erläuterun​gen werden zu Protokoll genommen.

Die Kosten für die städtischen Mitarbeiter werden aus dem jeweiligen Titel Reisekosten gezahlt. Die Kosten anderer Teilnehmer übernimmt die entsendende Institution.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

Stadtpräsidentin   R e y e r   (SPD) stellt im Einvernehmen mit dem An​tragsteller fest, daß sich mit der Beschlußfassung über Punkt 2. des SPD-Antrages der Dringlichkeitsantrag der CDU-Ratsfraktion (Drs. 108), der folgenden Wortlaut hat:

"Der Magistrat wird gebeten, dafür zu sorgen, daß städtische Delegatio​nen nach Stralsund nicht auf Kosten der besuchten Partnerstadt rei​sen.",


erledigt hat.

k)  Nachwahl für die Mitgliederversammlung des               - Drs. 106 ​


------------------------------------------


Deutschen Städtetages - Landesverband Schleswig-Holstein


--------------------------------------------------------


Hierzu liegt folgender Antrag der SPD-Ratsfraktion vor:

"Für das ausgeschiedene Mitglied in der Mitgliederversammlung des Deut​schen Städtetages, Landesverband Schleswig-Holstein, Holger Ipsen, wird




Frau Ursula Schuckenböhmer, Kleiststr. 20, 2300 Kiel 1,


gewählt."

Dieser Antrag ist außerhalb der Zusammenstellung auf den Tisch gelegt worden, die Dringlichkeit wurde bei der Genehmigung der Tagesordnung anerkannt.


Beschluß:  Nach Antrag - einstimmig -

l)  Kosten städtischer Delegationen                          - Drs. 108 


​-------------------------------


Hierzu liegt folgender Dringlichkeitsantrag der CDU-Ratsfraktion vor:

"Der Magistrat wird gebeten, dafür zu sorgen, daß städtische Delegatio​nen nach Stralsund nicht auf Kosten der besuchten Partnerstadt reisen."

Dieser Antrag wurde mit der Zusammenstellung auf den Tisch gelegt, die Dringlichkeit bei der Genehmigung der Tagesordnung anerkannt.


Beschluß: Siehe bei Punkt 10. j)

m)  Situation an der Grundschule Russee                      - Drs. 110 


​-----------------------------------

Hierzu liegt folgender Dringlichkeitsantrag der CDU-Ratsfraktion vor:

1.  Aufgrund der neuen Erkenntnisse in der Schülerzahlentwicklung wird beantragt, eine sofortige sach- und bedarfsgerechte Erweiterung (mindestens 4-zügig) der Grundschule Russee einschließlich Schul​kindergarten aufgrund des Musterraumprogrammes des Landes vorzuneh​men.

2.  Es wird desweiteren beantragt, während der Bauzeit einen Container für den Unterricht aufzustellen.

Dieser Antrag wurde mit der Zusammenstellung auf den Tisch gelegt. Bei der Genehmigung der Tagesordnung wurde die Dringlichkeit anerkannt und gleichzeitig beschlossen, diesen Antrag bereits unter dem Tagesord​nungspunkt 7. zu behandeln.

Wegen der besseren Lesbarkeit des Protokolls verbleibt dieser Tages-


ordnungspunkt in der ursprünglichen Reihenfolge.

Stadtrat   D i e k e l m a n n   (CDU) dankt Stadträtin Siebke für die Bereitschaft, diesen Antrag vorzuziehen und überhaupt zu behandeln.

Dies ist eigentlich ein Antrag des Ortsbeirates, den seine Fraktion


übernommen hat. Er erläutert den Antrag.

Ratsherr   K e m p e   (SPD) beantragt namens seiner Fraktion Überwei​sung in den Schulausschuß, der darüber am 08.03.1990 vor Ort beraten kann.

Danach kann der Antrag erneut am 15. März 1990 von der Ratsversammlung beraten werden.

Bevor nicht endgültige und verläßliche Zahlen vorliegen, soll keine



Entscheidung getroffen werden.

Stadtschulrat   Z i m m e r   (CDU) berichtet, daß das Amt für Schul​wesen eine Vorlage für den Schulausschuß am 08. März 1990 und für die Ratsversammlung am 15. März 1990 vorbereitet. Wenn dann beschlossen wird, daß Container aufgestellt werden, ist noch genügend Zeit für die Realisierung.

Ratsherr   V o i g t   (DIE GRÜNEN) spricht sich gegen eine Überweisung in den Schulausschuß aus, da er den Antrag für entscheidungsreif hält.

Er bittet vom Amt für Schulwesen und von der Stadtentwicklung einen Überblick zu erhalten, ob noch mehr demographische Überraschungen zu erwarten sind.

Stadtrat   D i e k e l m a n n   (CDU) spricht sich ebenfalls gegen ei​ne Überweisung in den Schulausschuß aus, denn verläßliche Zahlen werden nicht benötigt; die lagen nie vor.



Vierzügigkeit ist der Mindestanspruch.

Er fordert eine heutige Entscheidung und fragt, warum die Stadtentwick​lung diese Entwicklung nicht vorausgesehen hat.

Oberürgermeister   L u c k h a r d t   (SPD) weist die Vorwürfe gegen die Stadtentwicklung zurück.



Beschluß über den Geschäftsordnungsantrag: Nach Antrag - mit Mehrheit -

11. Betreff: Zusammenlegung der Toni-Jensen- und der             - Drs. 58 




​Theodor-Storm-Schule, Realschulen, und





Folgemaßnahmen


Berichterstatter: Stadtschulrat Zimmer

Antrag: Vorbehaltlich der Genehmigung der Schulaufsichtsbehörde zu den




Punkten 1 bis 4 wird beschlossen:

1.  Die Toni-Jensen-Schule, Realschule in Neumühlen-Dietrichsdorf, und die Theodor-Storm-Schule, Realschule in Wellingdorf, werden ab Schuljahr 1990/91 zusammengelegt. Name und Standort sind dann






Theodor-Storm-Schule, Realschule 






Kiel-Wellingdorf, Danziger Straße 31

1a. Die Toni-Jensen-Schule - Realschule - nimmt ab Schuljahr 1990/91 keine Schüler und Schülerinnen für die 5. Klassenstufe auf.

2.  Die Klassen der früheren Toni-Jensen-Schule, Realschule, blei​ben als Außenstelle der Theodor-Storm-Schule, Realschule, im bisherigen Schulkomplex, bis die Raumsituation im Komplex Theo​dor-Storm-Schule den Umzug zuläßt. Er wird für das Schuljahr 1991/92 angestrebt.

In der Außenstelle werden keine weiteren Klassen mehr einge​richtet.

3.  Vorbehaltlich der Beschlüsse der Ratsversammlung zu den Punkten 1. und 2. wird

3.1 der Schulbezirk der Theodor-Storm-Schule, Hauptschule, zugun​sten der Gerhart-Hauptmann-Schule, Hauptschule, gem. Anlagen 1 und 2 ab Schuljahr 1990/91 geändert und

3.2 über eine Verlegung der Werkklassen an der Theodor-Storm-Schu​le, Hauptschule, ab Schuljahr 1991/92 an eine andere Schule rechtzeitig vor dem Schuljahresbeginn entschieden.

4.  Vorbehaltlich der Beschlüsse zur den Punkten 1., 2. und 3. wird nachstehendes Raumprogramm zur Erweiterung des Komplexes der Theodor-Storm-Schulen genehmigt:



5 Klassenräume je 49 m
245 m 



2 Gruppenräume je 28 m

56 m 



1 Mehrzweckraum mit Materialraum

80 m 

381 m 

======

5.  Das Hochbauamt wird beauftragt, die Bauunterlagen für die Maß​nahme zu 4. sowie die Modernisierung von zwei naturwissen​schaftlichen Räumen und Umbauten zur Verbesserung der Raumsi​tuation zu erstellen.

6.  Die Mittel für die Baumaßnahmen und den Umzug sind für den Haushaltsplan 1991 anzumelden.

Stadtschulrat   Z i m m e r   (CDU) teilt mit, daß im Schulausschuß und im Magistrat nur die Punkte 1. und 2. beschlossen und die nachfolgenden Punkte im Schulausschuß zurückgestellt worden sind. Es stehen damit nur die Punkte 1., 1a) und 2. zur Beratung und Beschlußfassung an.


Beschluß: Nach Antrag - einstimmig -

12. Betreff: Haushaltsmittel für den pädagogischen Sachbedarf    - Drs. 59 ​




der Schulen





hier: Überplanmäßige Ausgaben


Berichterstatter: Stadtschulrat Zimmer

Antrag: Zugestimmt wird der sofortigen Leistung folgender überplanmäßiger




Ausgaben:




Bei der Haushaltsstelle 





21.610 - Lehr- und Unterrichtsmittel in Höhe von
30.000 DM





24.610 - Lehr- und Unterrichtsmittel in Höhe von
19.000 DM




250.610 - Lehr- und Unterrichtsmittel in Höhe von
1.000 DM




280.576 - Lernmittel                  in Höhe von
3.000 DM




280.610 - Lehr- und Unterrichtsmittel in Höhe von
12.000 DM







65.000 DM




Die Beträge werden gedeckt durch nachstehende Einsparungen:




Bei der Haushaltsstelle 





22.610 - Lehr- und Unterrichtsmittel in Höhe von
10.000 DM





23.576 - Lernmittel                  in Höhe von
20.000 DM





24.576 - Lernmittel                  in Höhe von
22.000 DM




250.576 - Lernmittel                  in Höhe von
8.000 DM





27.576 - Lernmittel                  in Höhe von
5.000 DM







65.000 DM


Beschluß:  Nach Antrag - einstimmig -

13. Betreff: Grundsatzbeschluß über die Beteiligung am Neubau    - Drs. 42 




​der Verwaltungsschule in Bordesholm


Berichterstatter: Bürgermeister Hochheim

Antrag: Der Beteiligung der Landeshauptstadt Kiel an der Finanzierung des Neubaues der Verwaltungsschule in Bordesholm mit Gesamtinvesti​tionsausgaben in Höhe von 40.564.242,80 DM und einer städtischen Beteiligungsquote von 15,6 v. H. aus dem Finanzierungsanteil der Mitglieder in Höhe von 36.664.242,80 DM = 5.719.622,-- DM wird zu​gestimmt.


Ratsherr

W e i d l i n g   (CDU) beantragt, den Antrag um folgenden Punkt


zu ergänzen:

"Der Magistrat wird gebeten, die Gründe für den Anstieg der Baukosten zu überprüfen."

Bürgermeister  H o c h h e i m   (CDU) betont, daß er gegen eine solche Überprüfung nichts einzuwenden hat. Er hat auf Seite 3 der Vorlage die For​mulierung "mangelhafte Planung" bewußt aufgenommen.

Der Architekt, der sich zur Zeit mit der Planung befaßt, hat nichts mit den abenteuerlichen Kosten zu tun.


Er spricht sich für den Antrag von Ratsherrn Weidling aus.


Beschluß - einschließlich des Ergänzungsantrages -:  


Nach Antrag - einstimmig -

14. Betreff: Erstes Aktionsprogramm "Älter werden"               - Drs. 54 ​Berichterstatter: Stadtrat Schroedter


Antrag: Folgenden Maßnahmen wird zugestimmt:



lfd. Nr.



des Maßnahmen-



katalogs



(S. 88-93):

(1)  Umbau des Altenheimes Klausdorfer Weg/Pflegeheim Ost im Sinne eines flexiblen Heimkonzepts (ab 1991). 

Das Hochbauamt wird beauftragt, die Bauunterlagen zu erstellen (Planungsauftrag). 

Im Vermögenshaushalt 1990 sind bei der Haushaltsstelle 432.295.940 Planungsmittel in Höhe von 100.000 DM bereitge​stellt.

(3)  Schaffung von Therapie- und Funktionsräumen im jetzigen Perso​naltrakt des Pflegeheimes West (1990). Planungsauftrag für das Hochbauamt (1990). 




Die Mittel sind aus der Haushaltsstelle 600.620 zu entnehmen.

(5)  a) Umstrukturierung aller 3-Bett-Zimmer in Pflegeheimen in 2-Bett-Zimmer bis 1992 in folgenden Schritten: 

1990     17 Plätze 1991     20 Plätze 1992     20 Plätze 

b) Schaffung von mindestens 5 Einzelzimmern in jedem Pflege- heim bis 1992: 








1990      7 Zimmer 

1991      8 Zimmer 1992      4 Zimmer 

Die Einnahmeausfälle sind ggf. im Nachtragshaushalt 1990 zu berücksichtigen.

(7)  Reduzierung um 15 Plätze im Altenheim Kronshagen auf 45 Plät​ze (1990). 

Die Einnahmeausfälle sind ggf. im Nachtragshaushalt 1990 zu berücksichtigen.

(36) Verzicht auf die Überprüfung der städtischen Alten- und Pfle​geheime in eine andere Rechtsform (z. B. Stiftung) zum jetzi​gen Zeitpunkt. 

Es ist sicherzustellen, daß die kalkulatorischen Abschrei​bungsbeträge für Erneuerungen und Instandhaltungen in den Hei​men zur Verfügung gestellt werden. Das Gleiche gilt auch für die kalkulatorischen Zinsen auf das Eigenkapital.

(37) Erweiterung des Angebots an Tagspflegesaättzen in städtischen Einrichtungen bis 1993 wie folgt: 

1990/1: 10 Plätze im Altenheim Haus Tannenberg 






10 Plätze im Altenheim Freiligrathstr. 

1992/3: 10 Plätze im AH Klausdorfer Weg 







(im Rahmen der Sanierung) 

Das Hochbauamt wird beauftragt, die Bauunterlagen für das Al​tenheim "Haus Tannenberg" und das Altenheim Freiligrathstr. zu erstellen (Planungsauftrag). 

Die Sozialverwaltung wird beauftragt, die Möglichkeit für ent​sprechende Angebote in den Pflegeheimen Süd und Pries zu prü​fen.

(38) Erweiterung des Angebots an Kurzzeitpflegeplätzen in städti​schen Pflegehheimen bis 1992 wie folgt: 

1990: 5 Plätze (erledigt mit Haushalt 1990) 1991: 9 Plätze in 3 Pflegeheimen 


1992: 6 Plätze in 2 Pflegeheimen

Die Verwaltung wird beauftragt, zum Nachtragsstellenplan 1990 (bzw. zu den weiteren genannten Stellenplänen) folgende Stellen zu bean​tragen:

(23) Verbesserung des Pflegeschlüssels in Pflegeheimen auf zunächst 1 : 2,5 bis 1992. Einrichtung neuer Planstellen für Altenpfle​ger/innen wie folgt: 



1991
2,5 Kr IV/Va 



1992
2,5 Kr IV/Va 

Im Jahre 1990 tritt eine Verbesserung des Pflegeschlüssels zu​nächst durch den Abbau von Betten ein (vgl. Nr. (5) und (6)).

(24) Verbesserung des Personalschlüssels in Altenheimen auf 1 : 12 bis 1992. Einrichtung neuer Planstellen für Altenpfleger/innen wie folgt: 



1990
3,5 Kr IV/Va 



1991
3   Kr IV/Va 



1992
3   Kr IV/V

(25) Verbesserung des Schlüssels für hauswirtschaftliche Kräfte in dem vom Hauptamt zu ermittelnden Umfang.

(29) Zur Entlastung des Pflegepersonals bei der Feinwäscheversor​gung Einrichtung von je 0,5 Planstellen BMT-G 3 in den 5 Pfle​geheimen (= 2,5 Stellen).

(31) Einrichtung von Planstellen für therapeutische Mitarbeiter/in​nen (Ergotherapeut/innen, Krankengymnast/innen) wie folgt: 

1990              2   BAT VII/VIb 

1991              2   BAT VII/VIb 1992              2,4 BAT VII/VIb 1993              1,5 BAT VII/VIb

Dieser Punkt der Tagesordnung wurde vor Punkt 10. e) behandelt. Wegen der besseren Lesbarkeit des Protokolls verbleibt der Punkt in der ursprüngli​chen Reihenfolge.


Stadtrat   S c h r o e d t e r   (SPD) erläutert die Vorlage.

Ratsherr   V o i g t   (DIE GRÜNEN) dankt für die Arbeit der Mitarbeiterin​nen. Aber es fehlt eine Finanzierungsübersicht.

Es wäre gut, wenn im Personalausschuß auch noch einmal grundsätzlich über

die Stellenbesetzungen diskutiert würde. Er bittet um eine Finanzierungs-


übersicht für die einzelnen Jahre für 1990 bis 1994.

Ratsherr   R ö s s e r   (CDU) stellt fest, daß es noch nie ein so umfang​reiches und sorgfältig ausgearbeitetes Konzept für die Altenarbeit gegeben hat. Dies stellt eine solide Grundlage für weitere Arbeit dar. Er dankt

den Mitarbeiterinnen und bittet, die Statistik um die Nachfrage nach Alten​plätzen zu ergänzen.

Seine Fraktion begrüßt das Konzept. Er stellt namens seiner Fraktion fol-


genden Ergänzungsantrag:

"Bei den weiteren Planungen sind die Träger der freien Wohlfahtspflege vorrangig mitzuberücksichtigen."

Ratsherr   S t e i n   (SPD) ist dem Verfasser sehr dankbar, daß nicht nur Heimpflegeplätze berücksichtigt wurden, sondern auch stadtteilbezogene Be​treuung und Vorbereitung auf das Älterwerden.

Er teilt die Auffassung von Ratsherrn Voigt, daß in den Ausschüssen noch


weitergehende Diskussionen erfolgen müssen.

Die Verabschiedung dieses Papiers macht eine erhebliche Anpassung des Pfle​gesatzes notwendig.

Der Bürger hat nach dem Bundessozialhilfegesetz einen Rechtsanspruch auf Hilfe gegen die Stadt, deshalb wird seine Fraktion den Antrag der CDU-Rats​fraktion ablehnen.

Stadtrat   S c h r o e d t e r   (SPD) betont die intensiven Kontakte zu den freien Trägern, von denen keine kritischen Gesichtspunkte vorgebracht wurden.

Eine weitergehende Beteiligung der Beschäftigten wird angestrebt; diese ist aber sehr schwierig.


Beschluß über den Ergänzungsantrag:   A b g e l e h n t   - mit Mehrheit -


Beschluß über die Vorlage (Drs. 54) - einschließlich der Anlagen:


Nach Antrag - einstimmig -

15. Betreff: Neubau von Wohnhäusern und Schrottplätzen für





Sinti-Familien im Gebiet Diedrichstraße

Bei der Genehmigung der Tagesordnung ist mitgeteilt worden, daß diese Vor​lage im nichtöffentlichen Teil als Punkt 8. behandelt wird.

16. Betreff: Sporthafengebühren für Segel- und Motorsportboote   - Drs. 50 ​




aus der DDR


Berichterstatter: Stadtrat Dr. Kirschnick

Antrag: Segel- und Motorsportboote aus der DDR, denen im Wirtschaftsjahr

1990 ein Gastliegeplatz in einem Sportboothafen der Landeshaupt​stadt Kiel zugewiesen wird, werden für die Dauer von bis zu 7 Tagen von der fälligen Sporthafengebühr für Gastlieger befreit.


Stadtrat Dr.   K i r s c h n i c k   (CDU) erläutert die Vorlage.

Ratsherr   S i l z   (SPD) stellt für die SPD-Ratsfraktion folgenden Ergän​zungsantrag:

"Der Wirtschaftsdezernent wird um Prüfung und Bericht gebeten, inwie​weit die Regelungen für DDR-Besucher auf weitere Besucher aus Ländern mit zur Zeit nicht-konvertierbaren Währungen übertragen werden können."

Stadtrat Dr.   K i r s c h n i c k   (CDU) unterstützt den Antrag.


Beschluß - einschließlich des vorgetragenen Ergänzungsantrags -:


Nach Antrag - einstimmig -

17. Betreff: 115. Änderung des Flächennutzungsplanes, Fassung    - Drs. 738 ​




1970 für einen Bereich in Kiel-Hassee, Hasseer





Straße, Gärtnerstraße, Moorwiesengraben





(endgültiger Beschluß)


Berichterstatter: Stadtbaurat Dr.-Ing. Flagge

Antrag: I.  Die zu dem öffentlich ausgelegten Entwurf der 115. Änderung

des Flächennutzungsplanes vorgebrachten Bedenken und Anregungen von

93 Einwendern mit Einzeleingaben sowie von 






65 Einwendern, die sich in Sammeneingaben geäußert haben,






werden nicht berücksichtigt.

II. Für einen Bereich in Kiel-Hassee, Hasseer Straße, Gärtnerstra​ße, Moorwiesengraben wird die 115. Änderung des Flächennut​zungsplanes, Fassung 1970, entsprechend dem in der Sitzung aus​hängenden Plan endgültig beschlossen.






Dem Erläuterungsbericht wird zugestimmt.

Bei der Genehmigung der Tagesordnung ist beschlossen worden, diese Vorlage gemeinsam mit Punkt 20 zu behandeln.

Ratsherr   W u n d e r   (CDU) erläutert, warum seine Fraktion die Schutz​mauer ablehnt.


Beschluß: Nach Antrag - mit Mehrheit-

18. Betreff: 117. Änderung des Flächennutzungsplans, Fassung     - Drs. 741 ​





1970 für einen Bereich in Kiel-Mitte, zwischen den





Straßen Schloßgarten und Düsternbrooker Weg





(endgültiger Beschluß)


Berichterstatter: Stadtbaurat Dr.-Ing. Flagge


Antrag: Für einen Bereich in Kiel-Mitte, zwischen den Straßen Schloßgarten

und Düsternbrooker Weg wird die 117. Änderung des Flächennutzungs​planes, Fassung 1970, entsprechend dem in der Sitzung aushängenden Plan endgültig beschlossen.



Dem Erläuterungsbericht wird zugestimmt.

Bei der Genehmigung der Tagesordnung ist beschlossen worden, diese Vorlage gemeinsam mit Punkt 22 zu behandeln.

Ratsherr   W u n d e r   (CDU) ist weiterhin der Ansicht, daß die bisherige Trasse Bestand haben sollte.


Beschluß: Nach Antrag - mit Mehrheit-

19. Betreff: 120. Änderung des Flächennutzungsplanes, Fassung    - Drs. 62 ​



1970, für einen Bereich in Kiel-Gaarden, südlich Theodor-Heuss-Ring, westlich Diedrichstraße




(Entwurfsbeschluß)


Berichterstatter: Stadtbaurat Dr.-Ing. Flagge

Antrag: a)  Für einen Bereich in Kiel-Gaarden, südlich Theodor-Heuss-Ring, westlich Diedrichstraße wird die 120. Änderung des Flächennut​zungsplanes, Fassung 1970, entsprechend dem in der Sitzung aus​hängenden Plan als Entwurf beschlossen.

b)  Von der Unterrichtung und Erörterung wird abgesehen, weil diese auf anderer planerischer Grundlage erfolgt ist.

c)  Die Beteiligung der Träger öffentlicher Belange wird gem. § 4 Abs. 2 Baugesetzbuch durchgeführt.



Dem Erläuterungsbericht wird zugestimmt.


Beschluß: Nach Antrag - mit Mehrheit-

20. Betreff: Bebauungsplan Nr. 738 für das Baugebiet Kiel-       - Drs. 739 ​



Hassee, Hasseer Straße, Gärtnerstraße,




Moorwiesengraben




- Satzungsbeschluß -


Berichterstatter: Stadtbaurat Dr.-Ing. Flagge

Antrag: I.  Die zu dem öffentlich ausgelegten Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 738 vorgebrachten Bedenken und Anregungen von

93 Einwendern mit Einzeleingaben sowie von 





65 Einwendern, die sich in Sammeleingaben geäußert haben,





werden nicht berücksichtigt.

II. Für das Baugebiet Kiel-Hassee, Hasseer Straße, Gärtnerstraße, Moorwiesengraben wird der Bebauungsplan Nr. 738 entsprechend dem in der Sitzung aushängenden Plan als Satzung beschlossen.





Der städtebaulichen Begründung gwird zugestimmt.


Diese Vorlage ist gemeinsam mit Punkt 17. behandelt worden.


Beschluß: Nach Antrag - mit Mehrheit-

21. Betreff: Bebauungsplan Nr. 814 für das Baugebiet             - Drs. 61 



​Kiel-Gaarden, zwischen Hörn, verlängertem




Karlstal, Werftstraße und Gablenzstraße




(Aufstellungsbeschluß)


Berichterstatter: Stadtbaurat Dr.-Ing. Flagge

Antrag: Für das Baugebiet Kiel-Gaarden, zwischen Hörn, verlängertem Karls​tal, Werftstraße und Gablenzstraße wird der B-Plan Nr. 814 aufge​stellt.



Das Gebiet ist in dem beigefügten Übersichtsplan gekennzeichnet.

Bei der Genehmigung der Tagesordnung wurde mitgeteilt, daß diese Vorlage in der Sitzung des Magistrats am 14.02.1990 vertagt wurde.

Während einer Sondersitzung des Magistrats am 15.02.1990 wurde dieser Vor​lage zugestimmt.

Ratsherr   W u n d e r   (CDU) erkennt namens der CDU-Ratsfraktion nicht


die Dringlichkeit des Materials an.

Stadtbaurat Dr.   F l a g g e   (SPD) bittet, die Dringlichkeit anzuerken​nen, da dies der erste wichtige Bebauungsplan für den Hörnbereich ist.

Bürgermeister   H o c h h e i m   (CDU) macht deutlich, daß diese Vorlage am 14.02.1990 vom Magistrat vertagt wurde und deshalb von der Tagesordnung der Ratsversammlung abgesetzt wurde.

Nachdem die Vorlage nun in einer Sondersitzung des Magistrats beschlossen wurde, muß dieser Punkt erst wieder in die Tagesordnung aufgenommen werden.

Stadträtin   S i e b k e   (SPD) betont, daß Stadtrat Diekelmann in einem Gespräch sein Einverständnis dafür gegeben habe, daß diese Vorlage wieder auf die Tagsordnung gesetzt wird.

Stadtbaurat Dr.   F l a g g e   (SPD) zieht die Vorlage zurück, um Diffe-


renzen zu vermeiden.


Damit steht die Vorlage heute nicht mehr zur Beratung an.

22. Betreff: Bebauungsplan Nr.805 und Aufhebung des              - Drs. 740 ​Bebauungsplan Nr. 732 für das Baugebiet

Kiel-Mitte, Schloßgarten, Brunswiker Straße, Hegewischstraße, Grundstück der Uni-Augenklinik, Düsternbrooker  Weg, Wall, nordöstlich Burgstraße/Jensendamm  (Satzungsbeschluß)


Berichterstatter: Stadtbaurat Dr.-Ing. Flagge

Antrag: I.  Die während der öffentlichen Auslegung vorgebrachten Bedenken





und Anregungen von

a) der Wohnungseigentümergemeinschaft Schloßgarten Nr. 3-4, vertreten durch das Anwaltbüro Dr. Kersig und Partner,





b) den Firmen Zerssen & Co., Jahre-Line, Sartori & Berger,

c) dem Landesamt für Denkmalpflege des Landes Schleswig-Hol​stein





d) dem Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e. V.





werden nicht berücksichtigt.

II. Der Bebauungsplan Nr. 805 für das Baugebiet Kiel-Mitte, Schloß​garten, Brunswiker Straße, Hegewischstraße, Grundstück der Uni​Augenklinik, Düsternbrooker Weg, Wall, nordöstlich Burgstra​ße/Jensendamm wird entsprechend dem in der Sitzung aushängen​den Plan als Satzung beschlossen.

Gleichzeitig wird der Bebauungsplan Nr. 732 für das Baugebiet Kiel-Mitte, Schloßgarten, Brunswiker Straße, Hegewischstraße, Grundstück der Uni-Augenklinik, Düsternbrooker Weg, Wall, nord​östlich Burgstraße/Jensendamm aufgehoben.

Der städtebaulichen Begründung wird zugestimmt.


Diese Vorlage ist gemeinsam mit Punkt 18. behandelt worden.


Beschluß: Nach Antrag - mit Mehrheit-

23. Betreff: Bebauungsplan Nr. 807 für das Baugebiet             - Drs. 63 



​Kiel-Gaarden zwischen den Straßen Zum Brook,

Bahnhofsstraße, Asmusstraße, Sörensenstraße, Diedrichstraße und der Bundesbahnlinie Kiel-Lübeck Bebauungsplan Nr. 808 für das Baugebiet Kiel-Gaarden, Joachimplatz, beiderseits Theodor​Heuss-Ring zwischen Sörensenstraße, Heischstraße und Ostring

Bebauungsplan Nr. 809 für das Baugebiet Kiel-Gaar​den, Joachimplatz zwischen Theodor-Heuss-Ring, Ost​ring, Sieversdiek und Diedrichstraße 

Aufhebung der Bebauungspläne Nr. 255 mit dem Bauge​biet Alte Lübecker Chaussee, Oldesloer Straße, Die​drichstraße, Eisenbahngelände und Nr. 308 mit dem Baugebiet Kiel-Gaarden, Bahnhofstraße, Heischstra​ße, Sörensenstraße, Segeberger Straße (Entwurfsbe​schluß)


Berichterstatter: Stadtbaurat Dr.-Ing. Flagge

Antrag: Die nachfolgenden Bebauungspläne werden entsprechend den in der Sitzung aushängenden Plänen als Entwurf beschlossen:

a)  Bebauungsplan Nr. 807 für das Baugebiet Kiel-Gaarden, Joachim​platz zwischen den Straßen zum Brook, Bahnhofstraße, Asmusstra​ße, Sörensenstraße, Diedrichstraße und der Bundesbahnlinie Kiel - Lübeck

b)  Bebauungsplan Nr. 808 für das Baugebiet Kiel-Gaarden, Joachim​platz, beiderseits Theodor-Heuss-Ring zwischen Sörensenstraße, Heischstraße und Ostring

c)  Bebauungsplan Nr. 809 für das Baugebiet Kiel-Gaarden, Joachim​platz zwischen Theodor-Heuss-Ring, Ostring, Sieversdiek und Diedrichstraße.

Gleichzeitig werden die Bebauungspläne Nr. 255 (Baugebiet: Alte Lü​becker Chaussee, Oldesloer Straße, Diedrichstraße, Eisenbahngelän​de) und Nr. 308 (Baugebiet: Kiel-Gaarden, Bahnhofstraße, Heisch​straße, Sörensenstraße, Segeberger Straße) aufgehoben.

Die Beteiligung der Träger öffentlicher Belange wird gem. § 4



Abs. 2 Baugesetzbuch durchgeführt.



Der städtebaulichen Begründung wird zugestimmt.

Ratsherr   W u n d e r   (CDU) erklärt, daß die CDU-Ratsfraktion nicht will, daß die Südspange Gaarden überplant wird.

Seine Fraktion wird Vertagung beantragen, wenn der Stadtbaurat dies nicht ausdrücklich zusichert.

Stadtbaurat Dr.   F l a g g e   (SPD) erklärt, daß solange kein Satzungsbe​schluß gefaßt wird, wie keine verläßlichen Zahlen vorgelegt werden, die die Belange der Gewerbebetriebe und des Bestandes der Häuser berücksichtigen.

Ratsherr   A h s b a h s   (DIE GRÜNEN) drückt sein Erstaunen darüber aus, daß die SPD erst jetzt zu dieser Auffassung kommt, da er bisher in den Fachgremien nicht vertreten wurde. Dieser Ansatz ist vernünftig.

Wie bereits in einem Zeitungsartikel dargestellt, gibt es auch einfachere Möglichkeiten, einen leistungsfähigen Verkehrsknotenpunkt zu gestalten.

Stadtbaurat Dr.   F l a g g e   (SPD) erinert daran, daß bereits im Bauausschuß die Problematik erörtert wurde.

1. Stellv. Stadtpräsident Dr.   R e i m e r s   (CDU) läßt über die in dem Antrag enthaltenen Punkte einzeln abstimmen:

a) Bebauungsplan Nr. 807


Beschluß: Nach Antrag - mit Mehrheit -

b) Bebauungsplan Nr. 808

Beschluß: Nach Antrag - mit Mehrheit -

c) Bebauungsplan Nr. 809

Beschluß: Nach Antrag - mit Mehrheit -

d) Aufhebung der Bebauungspläne Nr. 255 und Nr. 308

Beschluß: Nach Antrag - mit Mehrheit - ohne Gegenstimmen Beschluß über den Gesamt-Antrag: Nach Antrag - mit Mehrheit -

24. Betreff: 2. vereinfachte Änderung des Bebauungsplanes Nr.    - Drs. 64 



​514 für das Baugebiet Kiel-Mitte, Brunswiker Str., Schloßgarten, Lorentzendamm, Dahlmannstraße




(Satzungsbeschluß)


Berichterstatter: Stadtbaurat Dr.-Ing. Flagge

Antrag: Für das Baugebiet Kiel-Mitte, Brunswiker Straße, Schloßgarten, 

Lorentzendamm, Dahlmannstraße wird die 2. Vereinfachte Änderung des Bebauungsplanes Nr. 514 entsprechend dem in der Sitzung aushängen​den Plan als Satzung beschlossen.



Der städtebaulichen Begründung wird zugestimmt.


Beschluß:  Nach Antrag - einstimmig -

25. Betreff: Beschluß über die vorbereitende Untersuchung im     - Drs. 65 



​Stadtteil Kiel-Mettenhof


Berichterstatter: Stadtbaurat Dr.-Ing. Flagge

Antrag: Der Beginn der vorbereitenden Untersuchungen gem. § 141 Bauge-

setzbuch (BauGB) wird für das im anliegenden Plan - Anlage 1 - ge​kennzeichnete Gebiet im Stadtteil Kiel-Mettenhof beschlossen.


Beschluß:  Nach Antrag - einstimmig -

26. Betreff: Vorbereitende Untersuchungen gemäß § 141 BauGB      - Drs. 66 -




im Stadtteil Kiel-Neumühlen-Dietrichsdorf


Berichterstatter: Stadtbaurat Dr.-Ing. Flagge

Antrag: Der Beginn der vorbereitenden Untersuchungen für das im anliegen-

den Plan des Stadtplanungsamtes vom 18.01.1990 gekennzeichnete Ge​biet in Neumühlen-Dietrichsdorf wird gemäß § 141 Abs. 3 BauGB be​schlossen. Der Plan ist Bestandteil des Beschlusses.


Beschluß:  Nach Antrag - einstimmig -

27. Betreff: Umstufung von Verkehrsflächen in der                - Drs. 68 ​Landeshauptstadt Kiel




hier: nördliche Teilfläche der Helsinkistraße


Berichterstatter: Stadtbaurat Dr.-Ing. Flagge

Antrag: Gemäß § 7 des Straßen- und Wegegesetzes des Landes Schleswig-Hol-

stein (StrWG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 30. Januar 1979 (GVOBl. Schl.-H. Seite 163), geändert durch Gesetz vom 21. März 1989 (GVOBl. Schl.-H. Seite 44), wird der Abschnitt der Helsinki​straße zwischen der nördlichsten Stichstraße und der Narvikstraße von der Gemeindestraße gemäß § 3 Abs. 1 Nr. 3 a StrWG zur sonstigen öffentlichen Straße gemäß § 3 Abs. 1 Nr. 4 c StrWG - Mischfläche ​abgestuft.


Beschluß:  Nach Antrag - einstimmig -

28. Betreff: Sanierung der Einäscherungsöfen im Krematorium      - Drs. 69 ​



Kiel


Berichterstatter: Stadtbaurat Dr.-Ing. Flagge

Antrag: Die 4 Einäscherungsöfen werden erneuert und mit Nachbrennkammern ausgerüstet, vorbehaltlich der Bereitstellung von Haushaltsmitteln.


Beschluß:  Nach Antrag - einstimmig -

29. Betreff: Einrichtung eines Sozialzentrums Kiel-Nord          - Drs. 96 -


Berichterstatter: Oberbürgermeister Luckhardt

Antrag: 1.  Dem unten erläuterten Raumprogramm für das neu zu errichtende Sozialzentrum Kiel-Nord auf dem stadteigenen Grundstück Holte​nauer Straße 263/265 wird zugestimmt.

2.  Das Hochbauamt wird beauftragt, entsprechend der städtischen Baumittelrichtlinien und auf der Grundlage des unter 2. be​zeichneten Raumprogramms für die Errichtung eines Neubaues in Kiel-Nord auf dem stadteigenen Grundstück Holtenauer Straße 263/265 die Bauunterlagen zu erstellen.

3.  Das Stadtplanungsamt wird beauftragt, die planungsrechtlichen Voraussetzungen für die Errichtung eines Sozialzentrums Kiel-





Nord auf dem unter 2. bezeichneten Grundstückes zu schaffen.

Diese Vorlage wurde mit der Zusammenstellung auf den Tisch gelegt, die


Dringlichkeit bei der Genehmigung der Tagesordnung anerkannt.


Beschluß:  Nach Antrag - einstimmig -

30. Betreff: Einrichtung eines Sozialzentrums in                 - Drs. 97 



​Elmschenhagen


Berichterstatter: Oberbürgermeister Luckhardt

Antrag: 1.  Dem unten erläuterten Raumprogramm für das neu zu errichtende Sozialzentrum in Elmschenhagen auf dem stadteigenen Grundstück Ellerbeker Weg/Preetzer Chaussee wird zugestimmt.

2.  Das Hochbauamt wird beauftragt, entsprechend der städtischen Baumittelrichtlinien und auf der Grundlage des unter 1. be​zeichneten Raumprogrammes für die Errichtung eines Neubaues in Elmschenhagen auf dem stadteigenen Grundstück Ellerbeker Weg/Preetzer Chaussee die Bauunterlagen zu erstellen.

3.  Das Stadtplanungsamt wird beauftragt, die planungsrechtlichen Voraussetzungen für die Errichtung eines Sozialzentrums in Elm​schenhagen auf dem unter 2. bezeichneten Grundstückes zu schaf​fen.

Diese Vorlage wurde mit der Zusammenstellung auf den Tisch gelegt, die


Dringlichkeit bei der Genehmigung der Tagesordnung anerkannt.


Beschluß:  Nach Antrag - einstimmig -

31. Betreff: Außerplanmäßige Ausgabe bei der Haushaltsstelle     - Drs. 101 ​6156.000.9321 - Sanierungsgebiet Hörnbereich; Vorbereitungsmaßnamen




hier: Genehmigung einer Eilentscheidung des






Magistrates


Berichterstatter: Stadtbaurat Dr.-Ing. Flagge

Antrag: Folgende Eilentscheidung des Magistrats nach § 82 Abs. 1 Nr. 3 GO



vom 07.02.1990 wird genehmigt:

Bei der neu einzurichtenden Haushaltsstelle 6156.000.9321 - Sanie​rungsgebiet Hörnbereich; Vorbereitungsmaßnahmen - wird einer sofor​tigen außerplanmäßigen Ausgabe in Höhe von 22.000,00 DM zugestimmt.

Die Ausgabe wird gedeckt durch Wenigerausgaben in gleicher Höhe bei der Haushaltsstelle 6156.000.986 - an den Sanierungsträger für Treuhandvermögen -.

Diese Vorlage wurde mit der Zusammenstellung auf den Tisch gelegt, die


Dringlichkeit bei der Genehmigung der Tagesordnung anerkannt.


Beschluß: Nach Antrag - mit Mehrheit -

32. Betreff: Unterbringung von Aus- und Übersiedlern in städ-    - Drs. 103 ​



tischen Übergangswohnheimen - Nutzung von Kasernen

im Marinestützpunkt Kiel-Wik (Schweriner Straße 17 a) und im Marinefliegerhorst Kiel-Holtenau




(Strandstraße 5)


Berichterstatter: Stadtrat Schroedter

Antrag: 1.  Die Landeshauptstadt Kiel richtet für Aus- und Übersiedler

kommunale Übergangswohnheime in Kasernen des Marinestützpunktes Kiel-Wik mit 140 Plätzen und des Marinefliegehorstes Kiel-Hol​tenau mit 60 Plätzen ein.

        2.  Das Amt für Soziale Dienste wird ermächtigt, Nutzungsverträge mit der Standortverwaltung Kiel abzuschließen und mit ihr Ver​einbarungen über die erforderlichen Herrichtungsmaßnahmen zu treffen.

        3.  Für Unterkunft und Verpflegung in den Einrichtungen werden Ent​gelte erhoben auf der Grundlage des vom Sozialausschuß am 23.11.1989 vorgegebenen und vom Magistrat bestätigten Rahmens für die kommunalen Übergangswohnheime im Städtischen Kranken​haus (Haus 3), Jugendferienlager Falkenstein, Jugendlager Kah​lenberg und im Jugendhof Hammer.

        4.  Das Amt für Soziale Dienste wird beauftragt, mit dem "Christli​chen Verein zur Förderung sozialer Initiativen" Vereinbarungen über die Betreuung der Aus- und Übersiedler in den beiden Ein​richtungen zu treffen.

        5.  Die erforderlichen Haushaltsmittel für die unter 2. bis 4. ge​nannten Maßnahmen und Investitionen sind außerplanmäßig anzu​fordern.

Diese Vorlage ist in der Magistratssitzung am 15. Februar 1990 beraten und beschlossen worden. Die Dringlichkeit für die Beratung in der heutigen Ratsversammlung wird anerkannt.


Beschluß:  Nach Antrag - einstimmig -

33. Verschiedenes


Wortmeldungen liegen nicht vor.

1. Stellv. Stadtpräsident Dr.   R e i m e r s   (CDU) teilt mit, daß die nächste Sitzung der Ratsversammlung am 15. März 1990 um 15.00 Uhr stattfin​det.


Stadtpräsidentin
1. Schriftführer           2. Schriftführer


1. Stellv.

1. Stellv.                 2. Stellv.


Stadtpräsident

Schriftführer              Schriftführer




1. Stellv.                 2. Stellv.





Schriftführer              Schriftführer




Protokollführerin

